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20     
                                                    4/2006-Sch 

 
 

Verhandlungsschrift  
 
 
 

über die öffentliche 
Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag,  6. Juli 2006  
   
Tagungsort:         Rathaussaal         
 
Beginn:            19.00 Uhr 
 
 
 
A n w e s e n d e : 
 
 
ÖVP-Fraktion: 
 
     1.   Vizebgm.       Johann Schachl als Vorsitzender 
   2.   EG.         Franz Bauer 
   3.   GV.         Maria Ehrnleitner    
     4.   GV.         Stefan Gaisbichler 
   5.   GR.         Franz Emeder 
   6.   GR.         Franz Loidl  
     7.   GR.         Mag.Dr. Bernhard Roither 
   8.   GR.         Franz Huber 
    9.   EG.         Ingrid Moser  
  10.   EG.         Hermann Preuner 
  11.   GR.         Dr. Oskar Vogel  
 12.   GR.         Mag. Herbert Dachs-Machatschek 

13.   GR.         Dipl.-Ing.Dr. Alois Dachs   
 
 
   
SPÖ-Fraktion: 
 
   14.   Vizebgm.      Gertraud Eisterer 

15.   GV.         Ing. Kurt Berger 
16.   EG.         Klaus Baran 
17.   GR.         Ing. Rudolf Stallinger    
18.    EG.              Johann Mayr 
19.   GR.         Gerald Mayrhofer 
20.   EG.         Josef Naderhirn  

 21.   EG.         Michaela Haller   
22.   GR.         Ing. Karl Födinger  
23.   GR.         Herbert Kritzinger 
24.   GR.         Josef Püringer 

 25.   GR.          Herbert Aigner 
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FPÖ-Fraktion: 
 
 26.   GR.          Ing. Heinz Hackl 

27.   GR.         Mag. Erich Kaniak  
 28.   EG.         Rudolf Hemetsberger  
  
 
GRÜNE-Fraktion: 
 

29.   GR.         Wolfgang Vogel 
30.   GR.         Dipl.-Ing. Harald Huber  
31.   GR.         Mag. Bernadete Märzinger 

 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:   Johann Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a) die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 Oö. GemO 1990) enthalten ist und 

die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. 
Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  

 
die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 26.6.2006 öffentlich kundgemacht 
wurde;  

 
c)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
d)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 11.5.2006 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
e) Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler 
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm.Gertraud Eisterer     
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       Ing. Heinz Hackl 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
 
 
 
Vizebgm.Schachl nimmt die Angelobung des Ersatzmitgliedes Josef Naderhirn vor. 
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T a g e s o r d n u n g  
 
 
Berichte  
 
Wie bereits bekannt ist, hatte sich Bürgermeister Reiter bei einem Fußballspiel mit Schülern am 8. 
Juni die Achillessehne gerissen, und wurde noch am selben Tag im LKH-Vöcklabruck operiert. 
Seither wird er aufgrund der eingeschränkten Mobilität (Liegegips, Stützkrücken) von 
Vizebürgermeister Hans Schachl vertreten. Kommunikation und Information zwischen Amt und 
Bürgermeister erfolgen regelmäßig per Mail und Telefon, sowie 1-2 mal wöchentlich mit einem 
Besuch durch Amtsleiter und Vizebürgermeister. Der Bürgermeister beabsichtigt, sobald er den Fuß 
wieder einigermaßen belasten kann, und einen Gehgips oder einen vergleichbaren Stützverband 
erhält, den Dienst wieder aufzunehmen, voraussichtlich erstmals am 10.Juli. Der Bürgermeister hat 
sich für die GR-Sitzung am 6.Juli entschuldigt, bedankt sich für die eingelangten Genesungswünsche, 
und lässt dem Gemeinderat auf diesem Weg herzliche Grüße und die besten Wünsche für die 
kommenden Sommer- und Urlaubsmonate übermitteln.  
 
Schulraumsituation: Da aufgrund der hohen Zahl an Schulanfängern im Herbst 2006 drei erste 
Klassen in der Volksschule sind, fehlt 1 Klassenraum. Beim Lokalaugenschein mit dem 
Sachverständigen des Landes O.Ö. am 19. Mai wurde die Verlegung der 2. Hortgruppe, die in einem 
VS-Klassenraum provisorisch untergebracht ist, in die ehem. Schulwartwohnung begutachtet und für 
grundsätzlich möglich befunden. Ein Einrichtungsvorschlag muss seitens des Vereines 
Familienzentren erstellt werden und anschließend um die Verwendungsbewilligung angesucht 
werden. 
 
Kulturausschuss: Berichterstattung an den Gemeinderat über die in der Kulturausschuss-Sitzung 
vom 27.06.2006 gefassten Förderbeschlüsse gem. Beschlussrecht des Kulturausschusses in 
Angelegenheiten der Kulturförderung. Der Kulturausschuss hat in seiner am 27.06.2006 
stattgefundenen Sitzung mehrheitlich beschlossen (1 Stimmenthaltung), folgende Subventionen für 
das Jahr 2006 zu gewähren:  
Kulturforum:                    €      0,--  
Die Bühne Seewalchen:              € 1,300,--   
Katholisches Bildungswerk Seewalchen:    €    300,-- 
Evangelisches Bildungswerk Rosenau:     €    200,-- 
Öffentliche Pfarrbücherei:            €    900,-- 
Kult.i.S:                       €    800,-- 
 
Personalnachrichten:  
• Die Gemeindebedienstete Sonja Schiemer hat am 10. Juni geheiratet und heißt nun „Schlipfinger“.  
• Der Gemeindevorstand hat der von Bauhofarbeiter Andreas Männer beantragten einvernehmlichen 

Auflösung seines Dienstverhältnisses mit 30.6.2006 zugestimmt.  
• Der Leiter der Bauabteilung, Ernst Gebetsberger, hat sich um den ausgeschriebenen Posten des 

Amtsleiters in der Gemeinde Puchkirchen am Trattberg beworben, und wird den Zuschlag erhalten. 
Gebetsberger wird mit Wirkung 31.8.2006 seinen Austritt erklären. Sein Dienstposten in der 
Bauabteilung wurde am 29. Juni ausgeschrieben.  

 
Biotopkartierung: die im Jahr 1998 beauftragte Biotopkartierung wurde vom Büro DI Hacker „Grün 
Integral“ in Attnang vor Kurzem abgeschlossen, und der Schlussbericht mit Anhang der Gemeinde 
übergeben (Umweltabteilung, Mohr Gerhard). In den insgesamt 250 kartierten Biotopen wurden 500 
Teilflächen genauer untersucht und 82 verschiedenen Lebensraumtypen zugeordnet. Unter den im 
Gemeindegebiet festgestellten 692 verschiedenen Pflanzenarten sind auch einige sehr seltene und 
naturgeschützte Formen. Einige Empfehlungen und die 10 sog. „Biotop-Highlights“ des 
Gemeindegebietes, die aus einem Zwischenbericht der Biotopkartierung hervorgegangen waren, sind 
im Flächenwidmungsplan und im Örtlichen Entwicklungskonzept der Gemeinde enthalten. 
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Kurznotizen: 
+ Die Residenz Häupl hat das benachbarte Objekt „Haus Kann“ erworben. 
+ Karin Kondert aus Rosenau wurde Europameisterin im 24-Stunden-Mountainbike-Radmarathon in 
Regau 
+ Die Volleyballer des ATSV Seewalchen nahmen die Aufstiegsmöglichkeit in die 1. Bundesliga nicht 
an, da die Auflagen (z.B.hinsichtlich Halle) nicht erfüllbar sind und die Finanzierung des Spielbetriebs 
nicht ausreichend sichergestellt werden konnte 
+ Das über EU-LEADER-Mittel der REGATTA geförderte Tourismus-Projekt „Wanderdestination 
Attersee“ wird mit der Aufstellung der neuen Wanderwegsschilder im Gemeindegebiet von 
Seewalchen demnächst abgeschlossen. 
+ Die Restarbeiten des Straßensanierungsauftrags 2005 der Firma Held & Francke hat die Firma 
Niederndorfer (als Subunternehmer) vor Kurzem abgeschlossen (z.B. Einfahrtstrichter der 
Hainingerstraße in Buchberg). Ausgenommen wurde der Sanierungsabschnitt „Viadukt Müllnerweg“. 
Die Bauleiter Jaksche / H & F bzw. Weiß / Niederndorfer haben auf diesen Auftragsteil verzichtet, da 
im Zuge der heurigen Sanierungsarbeiten durch die Fa. Lang & Menhofer die Fortsetzung des 
Müllnerwegs vorgesehen ist, und der Viaduktabschnitt Sinnvollerweise von derselben Firma 
ausgeführt werden soll (Auftragsvolumen rd. € 8.000.-). 
+ Die an die Firma Lang & Menhofer vergebenen div. Straßensanierungsarbeiten (Behebung von 
Winterschäden) wurden vor Kurzem im Baulos Müllnerweg begonnen. Da bei den Fräsarbeiten 
festgestellt wurde, dass stellenweise unter dem Feinbelag keine bituminöse Tragschicht vorhanden 
ist, werden sich die Baukosten dort erhöhen (voraussichtlich um rd. € 12.000.-). 
 
Einige Ergebnisse der Gemeindevorstandssitzung vom 8.Juni: 
a) Neuerliche Durchführung des Projektes „Ferienhort“. Es liegen 16 Anmeldungen vor.  
b)  Ankauf neuer Bodenplatten für die Festbühne. In weiterer Folge soll die Bühne von der Gemeinde 

an Veranstalter nicht mehr kostenlos, sondern gegen ein Entgelt von € 30.- zur Verfügung gestellt 
werden. 

c)  Erneuerung der EDV-Anlage in der Polytechnischen Schule: Budgetierung für 2007, keine 
Vorfinanzierung (Kostenschätzung € 18.000.-) 

d)  Grundsatzbeschluss zum Ankauf eines neuen Pritschenwagens für den Bauhof. 
 
 
 
Fragestunde 
 
12 Zuhörer 
 
Hr. Weichselbaumer betont, dass bei der Gehsteigkante in Kraims eine effektiver Höhenunterschied 
von 4- 5 cm sei. Ein Umbau wäre natürlich zu teuer, aber vielleicht könnte man bei eventuellen 
Sanierungsmaßnahmen in der Zukunft eine Asphaltschicht auf dem Gehsteig aufbringen, um den 
Höhenunterschied zwischen Gehsteig und Straße etwas zu vergrößern. 
Vbgm.Schachl fragt, ob es den gesamten Bereich betreffe, was man laut Herrn Weichselbaumer noch 
genau prüfen müsse. Ein Aufbringen einer Asphaltschicht stelle er sich bei der derzeitigen finanziellen 
Situation schwierig vor, aber man werde es sich anschauen. 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 des Bürgermeisters 28.6.2006  
 
Promenade 

Neuerliche Beratung betreffend Parkmöglichkeit auf der Promenade für die Wasserrettung 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 1) vor. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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Dringlichkeitsantrag Nr. 2 des Bürgermeisters 29.6.2006  
 
Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung 16  
Endgültige Beschlussfassung 
Umwidmung des Grundstücks Nr. 2049/1 sowie von Teilflächen der Grundstücke Nr. 2048 u. 2949/2, 
KG. Seewalchen von „Bauland-Mischgebiet“ in „Bauland-Kerngebiet“. Antrag der Raiffeisenbank 
Attersee Nord GmbH, Marktplatz 3, 4861 Schörfling; Grundsatzbeschluss vom 30. März 2006 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 2) vor. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 3 des Bürgermeisters 29.6.2006  
 
Bebauungsplan Nr. 53 „Gollhammer“  
Erstellung eines Bebauungsplanes im Bereich Seyrlstraße, Kapellenweg (Altmann-Gründe). Antrag 
der Fa. Gollhammer Keramik GmbH, 4840 Vöcklabruck; Grundsatzbeschluss vom 30. März 2006 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 3) vor. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
1.  Regatta 

Neuerliche Bewerbung um Teilnahme am EU-Regionalförderprogramm LEADER 2007 - 20013 
 
Vbgm.Schachl: 
Mit Schreiben vom 18. April ersucht der Regionalentwicklungsverein Attersee-Attergau aufgrund der 
positiven Bilanz der Förderperiode 2001-2006 und aufgrund der einstimmigen Empfehlung des 
REGATTA-Vorstandes die 11 Regionsgemeinden, bis Mitte Juli die entsprechenden 
Grundsatzbeschlüsse zu fassen, damit die Wiederbewerbung der REGATTA für die Förderperiode 
2007-2013 vorbereitet werden kann.  
Folgende Gemeinden haben bereits (positive und einstimmige) Beschlüsse gefasst: Attersee, 
Weyregg, Steinbach, Schörfling, Nussdorf, Berg, St. Georgen, Weißenkirchen, Aurach. Die 
Beschlussfassung in Straß ist für Mittwoch, 5. Juli, vorgesehen.  
Unterach hat sich für einen Verbleib beim LEADER-Verband der Region Mondseeland (REGMO) 
entschieden. Gampern hat beschlossen, einem LEADER-Verband beizutreten, aber vorerst offen 
gelassen, ob im Rahmen der REGATTA, Hausruck oder Vöcklatal. Die endgültige Beschlussfassung 
in Gampern ist für September vorgesehen. 
Die Basisfinanzierung für das Jahr 2007 wird max. € 3.- pro Einwohner betragen, voraussichtlich wird 
man jedoch mit € 1,50 bis € 2.- je Einwohner auskommen.  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

den Grundsatzbeschluss zu fassen, 
1.) die neuerliche Bewerbung der REGATTA für die Teilnahme am LEADER-

Förderprogramm der EU für 2007 bis 2013 zu befürworten 
2.) das REGATTA-Management mit der Erstellung des erforderlichen regionalen 

Entwicklungsplans als Basis des LEADER-Antrags zu beauftragen 
3.) der Aufnahme von weiteren Gemeinden in die REGATTA, die eine sinnvolle Abrundung 

der Region ergeben würden, zuzustimmen 
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4.) die für die Basisfinanzierung des LEADER-Managements im Jahr 2007 erforderlichen 
Gemeindebeiträge zur Verfügung zu stellen 

 
 
GV.Gaisbichler betont, dass es in diesem Gremium schon oft schwer gefallen sei, über den Beitritt 
oder den Verbleib in einer Organisation zu sprechen. Es war schwierig, Fakten greifbar zu bekommen 
und es seien persönliche Gefühle, wie man etwas wahrgenommen habe, die oft zum Ausschlag 
geführt haben.  
Dieses Mal glaube er, dass es leichter falle, denn man könne auf eine Periode zurückblicken. Es 
habe eine Periode von 2001 bis 2006 gegeben und es liegen Zahlen vor, die seiner Meinung nach 
eine sehr eindeutige Sprache sprechen.  
Bei einem Investitionsvolumen von € 78.000,--, das die Gemeinde getätigt habe, haben Bürger von 
Seewalchen rund € 273.000,-- an Fördermittel lukrieren können. Das gehe quer über die Sparten 
Kultur, wie die Klimtsteelen, Hügelgräber, Guldasachen, die aufgebaut worden seien, sportliche 
Aktivitäten wie Hochseilgarten usw. Es ziehe sich quer durch alle Bereiche und das seinerzeit 
entstandene Team habe sicher in der Vergangenheit die Kinderkrankheiten ausgemerzt und werde 
voll Tatenkraft in die nächste Leaderförderperiode hineingehen.  
Dass das andere Gemeinden auch so sehen, könne man an den einstimmigen Beschlüssen vieler 
Gemeinden sehen. Er glaube, dass es für Seewalchen sehr wichtig sei, dass man den Bürgern 
ermögliche, an die Fördertöpfe der EU zu kommen. Die ÖVP werde dem Antrag zustimmen, da sie 
dieses Leaderprogramm – Fortsetzung der Regatta als sehr wichtig empfinde. 
 
GR.Hackl erwähnt, dass alle, die seinerzeit bei der Gründung dabei gewesen seien, wissen, dass er 
immer ein glühender Befürworter von Regatta oder von der Idee gewesen sei. Er sei es auch heute 
noch und werde sicher dem Antrag zustimmen, nur im Lauf der Projektarbeit, wo auch er aktiv 
beteiligt gewesen sei, habe er bereits einige Male kritisiert, dass  man den einfachsten Weg gehe. 
Der einfache Weg sei, wenn man Projekte durchziehe, die einerseits von der EU gefördert werden 
und als Projektpartner dann wieder die öffentliche Hand, wie Gemeinden oder ARGES, hinter 
welchen sich die Gemeinden verbergen. Naturprojekte und Tourismusprojekte, wie Wanderweg etc. 
seien wichtig, nur der Grundgedanke von Regatta oder der Leaderprojekte sollte eigentlich eine 
wirtschaftliche Vernetzung von verschiedenen Betrieben aus verschiedenen Gemeinden sein.  
Ihm sei schon klar, dass das der schwierige Weg sei. Um dort an die Fördertöpfe zu kommen, 
brauche man mindestens zwei private Investoren, sprich zwei Betriebe aus verschiedenen 
Gemeinden, die etwas gemeinsames auf die Füße stellen. Er wünsche sich für die 2. Periode, dass 
das Leader-Management verstärkt diese Projekte angehe, auch wenn sie schwieriger seien. Genau 
diese Projekte haben eine wirkliche Nachhaltigkeit und können einen Schneeballeffekt auslösen. 
Jedes Projekt, das auf dieser Basis funktioniere, sei der beste Werbeträger für zukünftige Projekte. 
Der Schweiß des Leadermanagers werde abgegolten mit seinem Gehalt und er habe dafür zu 
arbeiten. 
 
GV.Berger K. betont, dass einige sehr wesentliche Punkte bereits aufgezeigt worden seien. Herr 
Gaisbichler habe dargestellt, wie viele positive Dinge es bei Regatta und Leader gebe und das könne 
die SPÖ zum hohen Anteil nur unterstreichen. Die wirtschaftliche Verbesserung in unserer Gegend 
sei mit diesen Projekten natürlich noch nicht passiert. Man sei in einigen Punkten vielleicht bekannter 
geworden, was der Region auf Dauer gesehen auch  helfen werde.  
Ein sehr hoher Anteil dieser Fördertöpfe komme dem Tourismus und dem Tourismusverband zu 
Gute, was vielleicht auch die entsprechenden Auswirkungen habe, dass es  im Atterseeraum 
vielleicht wieder einmal ein 5-Sterne Hotel geben werde. Herr Hackl habe treffender Weise gezeigt, 
was eigentlich noch wäre und hier sollte man die Chance auf jeden Fall nützen in einer 2. Leader-
Periode die von 2007 bis 2013 gehe, vielleicht etwas mehr Nachhaltigkeit zusammenzukriegen. 
Vielleicht gelinge es uns in dieser Periode auch, etwas mehr für uns in Seewalchen lukrieren zu 
können. Hier sei man nicht immer ganz gut bedient worden.  
Es sei eine gute Sache und auch die SPÖ werde sich dieser guten Sache natürlich nicht entziehen 
und dem Punkt zustimmen. Beim Punkt 4 im Antrag habe man ein Problem, weil drinnen stehe 
maximal € 3,-- und es werde von allen Seiten kolportiert  bzw. bekannt gegeben, dass man sowieso 
mit € 1,50 bzw. € 2,-- auskomme. Der Bürgermeister sei auch Regattaobmann und er glaube, man 
sollte hier überlegen, ob man sich nicht gleich auf eine Summe von maximal € 2,-- für die 
Basisfinanzierung von 2007 einigen sollte, das würde uns in etwa € 5.000,-- ersparen.  
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Bei der angespannten Finanzlage der Gemeinde meine er, dass man dies durchaus noch diskutieren 
sollte. Die SPÖ würde diesbezüglich auch einen Zusatzantrag stellen. Die SPÖ werde auf jeden Fall 
grundsätzlich dem weiteren Verbleib in der Regatta zustimmen. 
 
Vizebgm.Schachl erklärt, weder Finanzreferent der Gemeinde noch des Regattaverbandes zu sein. 
Diese Thematik sei aber auch grundsätzlich bei der Bürgermeisterkonferenz zur Sprache gekommen, 
bei der der Stellvertreter von Herrn Regatta-Obmann Reiter, Ing.Hauser, anwesend gewesen sei, der 
gemeint habe, dass es ihnen sinnvoller erscheine, einen Betrag zu haben, mit dem man leicht 
auskomme und sogar etwas über bleibe, bevor man zu wenig Geld habe und Nachforderungen 
stellen müsste. Dies sei der Grund, warum man bei € 3,-- bleiben wolle, obwohl man mit € 2,-- 
ebenfalls auskommen könnte. 
 
GR.Vogel O. meint, es klinge zwar sehr schön, wenn man sage, man wolle Projekte hier initiieren,  
aber soweit er es verstanden habe, solle das aus der Bevölkerung kommen und Leo Gander  als 
Regattachef könne nicht die Projekte initiieren. Sie müssen aus der Bevölkerung bzw. aus den 
Betrieben kommen, was bedeute, dass man gefordert sei, den Leuten zu sagen, dass es da etwas 
gebe. Man könne nicht der Regatta sagen, dass mehr passieren solle. Von den Betrieben müssen 
neue Ideen angedacht werden, dann fließe auch Geld nach Seewalchen. 
 
GR.Vogel W. erklärt, wie nachhaltig das Programm für die neue Leaderperiode sei, zeige sich schon 
bei der Einladung „2007 bis 20013“. Das Programm wie das Leaderprogramm, dass von unten nach 
oben entstehen solle und daher aus der Basis heraus die Projekte kanalisiert und zur EU bringe 
würde sich sehr gut eignen für Aktionen wie „LA 21“, die man hiermit wieder einmal ins Gespräch 
bringen sollte. 
 
GR.Kaniak betont, dass man für jeden Scherz dankbar sei und auch dafür, dass überhaupt etwas in 
unserer Region passiere.  Einige Vorredner haben es schon festgehalten und bei der Übersicht dieser 
Förderungen seien zu 80 bis 90 % die touristischen Belange betroffen. Wenn man konkret die Zahlen 
anschaue, wie viel der Tourismus im Bezirk Vöcklabruck an Wertschöpfung ausmache, ergebe das in 
Bereichen von 3 bis 5 % maximal. Das heiße, hier werden Randbereiche gefördert, aber nicht große 
unternehmerische Vernetzungen, arbeitsplatzschaffende Bereiche, die auch einen spürbaren Effekt 
haben. Es seien eher Randbereiche, Kulturbereiche bzw. Hobbybereiche, die sicher nicht zu 
vernachlässigen seien, aber der wirkliche Wertschöpfungsfaktor wäre auf einer ganz anderen Ebene. 
Man sei ja bescheiden und freue sich über kleine Schritte. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
2.  Kanalbaufinanzierung 

Änderung des Gemeinderatsbeschlusses vom 30. März 2006 betreffend der Rückforderung von 
Kanalbau-Landesdarlehen durch das Land OÖ. 

 
Vbgm.Schachl: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 30. März 2006 den Beschluss gefasst, den verbleibenden 
Darlehensrest lt. Aufstellung des Landes OÖ. in Höhe von  € 936.294,84 zur Kenntnis zu nehmen und 
die im Erlass Gem-300033/68-2005-Sec. v. 8.11.2005  festgesetzten Darlehenskonditionen 
anzuerkennen. Aufgrund der Kanalbautätigkeit (Entnahme aus ÖKK-Rücklagen) soll jedoch erst ab 
2009 mit der Rückzahlung begonnen werden. 
Da das Land den späteren Rückzahlungsbeginn im Jahr 2009 nicht akzeptiert und beim 
Gemeindeamt bereits eine Mahnung eingelangt ist,  schlägt der Arbeitskreis Finanzen vor, die 
Rückzahlungen lt. Vorgaben des Landes zu akzeptieren  
Der vom Land vorgelegte Tilgungsplan sieht eine Rückzahlung in 50 Halbjahresraten in Höhe von € 
18.725,90 vor. Die Halbjahresraten sind jeweils am 1. März und 1. September, beginnend im Jahr 
2006, fällig. 
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Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

aufgrund der Empfehlung des Arbeitskreises Finanzen die Rückzahlung der  Kanalbau-
Landesdarlen lt. Vorgaben des Landes in 50 Halbjahresraten, beginnend im Jahr 2006, zu 
leisten und den GR-Beschluss vom 30.3.2006 in Hinblick auf die verspätete Rückzahlung 
abzuändern. 

 
Vizebgm.Eisterer betont, dass sie seinerzeit bei den Gesprächen anwesend gewesen sei, wie das 
Land in Linz präsentiert habe, dass diese Rückzahlungen gemacht werden müssen. So viel sie sich 
erinnere, haben die Beamten den aufgebrachten Bürgermeistern gesagt, dass diese Rückzahlungen 
erst ab 2009 zu zahlen seien. Man habe es sich dann scheinbar anders überlegt und die 
Rückzahlungen beginnen jetzt scheinbar mit 2006. Sie verstehe es nicht ganz. 
 
Vizebgm.Schachl meint, dass bei der seinerzeitigen Beschlussfassung ohnehin niemand so recht 
daran geglaubt habe, dass das wirklich so sei. Er meine man könne sich da nicht recht helfen. 
 
GR.Kaniak betont, wenn ein Geldgeber einen Kunden einen Vertrag unterschreiben lasse, dann 
stehen die Konditionen darauf. Was man mündlich aushandle sei nicht relevant. Er würde empfehlen, 
dass es relativ niedrig verzinslich sei, damit die Verzugszinsen nicht höher sind. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
3.  Kindergartenbudget 

Förderungsansuchen der Evangelischen Pfarre Lenzing-Kammer für den Kindergartenbetrieb 
vergangener Jahre 

 
Vbgm.Schachl: 
Die Evang. Pfarre Lenzing Kammer hat mit Schreiben vom 30. Mai 2006 um eine teilweise Deckung 
von Betriebsabgängen im Kindergarten aus Vorjahren ersucht. Die ausgewiesenen Abgänge sind 
einer eigenen, im Akt befindlichen Aufstellung zu entnehmen. 
Seitens der Finanzabteilung der Marktgemeinde Seewalchen a.A. wird dazu bemerkt, dass die 
evangelische Pfarre Lenzing – Kammer bis zum Kindergartenjahr  2002/03 für den Kindergarten eine 
jährliche Miete in Höhe von rd. € 4.000,- (S 55.044,-) angesetzt hat. Die jährliche Subvention der 
Gemeinde betrug seit dem Jahr 1997/98 € 29.100,-  (S 400.425,-) Im Jahr 2004 hat der Kindergarten 
Rosenau darüber hinaus eine Sondersubvention in Höhe von € 3.500,- erhalten. 
Der Zuschuss der Marktgemeinde Seewalchen a. A. für ein Kind im Kindergarten Rosenau betrug im 
Jahr 2004/05 € 994,17. Im Jahr zuvor € 861,76. Für ein Kindergartenkind in Seewalchen wendete die 
Gemeinde im gleichen Zeitraum wesentlich weniger, nämlich € 595,21 bzw. € 529,51 auf. Diese 
Mehrkosten pro Kind im Kindergarten Rosenau sind im wesentlichen durch höhere Personalkosten 
gegenüber dem Kindergarten Seewalchen  begründet (siehe im Akt befindlichen Kenn-
zahlenvergleich). Weiters wurde festgestellt, dass im Jahr 2004/05 die Nettogehälter der Kinder-
gärtnerinnen im Kindergarten Rosenau um nicht weniger als € 9.073,60 (22,32%) gestiegen sind. 
Bemerkt wird, dass im Kindergarten Seewalchen der Personalstand immer der jeweiligen 
Kindergartenauslastung angepasst wird. Im Kindergarten Rosenau hat man auch bei geringer 
Kindergartenauslastung den Personalstand  immer gleich gelassen, was natürlich zu entsprechenden 
Abgängen geführt hat. 
Die Finanzabteilung des Marktgemeindeamtes hat die vom Kindergarten Rosenau jährlich 
vorgelegten Jahresabrechnung regelmäßig überprüft. Dabei wurde jedes Mal festgestellt, dass der 
Kindergartenbetrieb der evang. Pfarre wesentlich wirtschaftlicher geführt werden könnte, würde man 
auf die teilweise schlechte Auslastung in personeller Hinsicht reagieren. Da die jährliche Subvention 
für den Kindergarten Rosenau jedoch immer ein Fixbetrag gewesen ist, hat man diesen Umstand 
seitens der Gemeinde mehr oder weniger stillschweigend zur Kenntnis genommen.  Erst seit der 
neue Kindergarten in Betrieb ist und so wie beim Kindergarten Seewalchen eine Abgangsdeckung 
vereinbart ist, wird seitens der Finanzabteilung der Wirtschaftlichkeit ein wesentlich größeres 
Augenmerk geschenkt.  
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Diesem Umstand ist es zu verdanken, dass die Gemeinde für den Betrieb im neuen Kindergarten 
Rosenau jährlich nur mehr knapp € 20.000,-- als Abgangsdeckung leisten muss. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes das gegenständliche 
Förderansuchen aufgrund der angespannten Finanzlage der Gemeinde  abzulehnen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
4.  Kindergartentransport 

Einführung eines Kostenbeitrages zum Kindergartentransport 
 
Vbgm.Schachl: 
Bei der im vergangenen Winter durch die Gemeindeaufsicht der BH Vöcklabruck durchgeführten 
Gebarungsprüfung wurde bemängelt, dass die Marktgemeinde Seewalchen a.A. ihrer Verpflichtung 
zur Einhebung eines Kindergartentransportbeitrages bisher nicht nachgekommen ist. 
 
Konkret wurde zum Thema Kindergartentransport folgendes festgestellt: 
Der Kindergartentransport für beide Kindergärten verursachte im Prüfungszeitraum jährlich einen 
Abgang von insgesamt durchschnittlich - 9.500 Euro. Als Begleitperson wird eine Kindergarten-
helferin eingesetzt, wodurch Kosten für die Gemeinde anfallen. Ein Kostenbeitrag als Kostenersatz 
für die Begleitperson wird nicht eingehoben. 
In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass in jenen Gemeinden, wo Kosten für das 
Begleitpersonal entstehen, diese auch kostendeckend festgesetzt auf die Eltern umzulegen sind. Als 
zumutbarer Kostenersatz - soweit nicht darunter eine Kostendeckung gegeben ist - ist ein 
Mindestbeitrag von 8 Euro (inkl. USt) je Kind und Monat festzusetzen. Bei durchschnittlich 79 Kindern 
würde dies für die Gemeinde Mehreinnahmen in Höhe von rd. 6.950 Euro bedeuten. 
 
Der Arbeitskreis Finanzen hat sich in seiner Sitzung am 13. Juni 06 mit dem Thema 
Kindergartentransportbeitrag eingehend beschäftigt und schlägt vor, in einer ersten Stufe vorerst 
einmal einen Beitrag in Höhe von € 5,- pro Kindergartenkind und Monat einzuheben.  
Diesem Beitrag ist lt. Auskunft des Steuerbüros Leitner & Leitner 10% Umsatzsteuer hinzuzurechnen. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Arbeitskreises Finanzen ab dem 
Kindergartenjahr 2006/07 pro Kind einen monatlichen Kindergartentransportbeitrag in Höhe 
von  € 5,-  zuzüglich 10% Umsatzsteuer einzuheben. 

 
Vizebgm.Eisterer könne sich schon vorstellen, dass es Sinn ergebe, für den 
Kindergartenkindertransport Geld zu verlangen. Man wisse, dass alles, was nichts koste, nicht so gut 
sei und man kenne die Probleme, dass einfach Kinder angemeldet werden, die gar nicht mitfahren, 
und der große Bus habe fahren müssen. Nur störe sie folgendes, dass es einen unterschiedlichen 
Tarif zu den Transportkosten für die Schüler gebe, die wesentlich weniger zahlen. Die Schüler zahlen 
für das ganze Schuljahr ca. € 20,--. Dies sollte man schon berücksichtigen.  
 
Vizebgm.Schachl betont, dass es da um die Begleitperson gehe die beim Kindergartenkindertransport 
anwesend sein müsse und beim Schülertransport nicht.  
 
GR.Huber F. ist bewusst, dass dieser Antrag auf Grund des Prüfberichtes sei und er kenne auch die 
prekäre Finanzlage der Gemeinde. Nur sei es eine Belastung der Familien und er denke, dass es 
doch der Allgemeinheit einen gewissen Wert haben müsse, für die Zukunft der Kinder beizutragen. Er 
werde daher dem Antrag nicht zustimmen. 
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GV.Ehrnleitner betont, dass es sich ja nur um einen Selbstbehalt handele und dass das nichts damit 
zu tun habe, wie viel der Transport wirklich koste. 
 
GV.Berger K. betont, dass man laut der Prüfung veranlasst wäre, in Zukunft € 8,-- je Kind und Monat 
einzuführen und man habe sich im Finanzausschuss nach sehr eingehender Diskussion dahingehend 
geeinigt, dass man mit € 5,-- hineingehe, um die Zusatzbelastungen für die Eltern so gering wie 
möglich zu halten. Nur sei man auch angehalten, das Gesamtbudget im Auge zu behalten und wenn 
man jetzt hier diese Punkte alle nicht auch aufgreife, dann sei man automatisch gezwungen, bei 
anderen Punkten zu sparen und aus diesem Grund werde er dem Antrag zustimmen. Er glaube, dass 
die Höhe noch eine sozial verträgliche Höhe sei und die Notwendigkeit sei leider auch gegeben.  
 
GR.Hackl erwähnt ebenfalls, dass es im Finanzausschuss diskutiert worden sei. Sein Zugang sei, 
sich sicher nicht das vom Land mit € 8,-- auferlegen zu lassen, aber der zweite Faktor sei, dass man 
mit jedem Schuljahr jede Menge Anmeldungen für den Kindergartenkindertransport habe, wobei bei 
stichprobenartigen Überprüfungen immer wieder herauskomme, dass ein erheblicher Teil dieser 
Anmeldungen sozusagen als Reserveanmeldung gelte.  
Für die Gemeinde sei die Anmeldezahl der Faktor für die Auswahl de Busgröße. Wenn man das nicht 
mehr kostenlos mache, werden sich die Eltern sicher überlegen, wo keine Notwendigkeit bestehe, die 
Kinder anzumelden und € 5,-- per Monat unnötig zu bezahlen. Dies habe den sinnvollen Effekt für die 
Gemeinde, dass man wirklich nur jene Kinder gemeldet haben, die den Bus auch tatsächlich 
benützen. Wenn man dadurch um eine Busgröße herunterkomme, dann habe diese Aktion sehr wohl 
einen Sinn. 
 
GR.Huber H. findet es durchaus gerechtfertigt, nachdem ja auch andere Gemeinden diesen Beitrag 
einheben. Er stelle in den Raum, dass die Eltern, die näher wohnen zu Fuß oder mit dem Rad fahren. 
Der negative Effekt, der eintreten könnte, wäre der, dass noch mehr Eltern mit dem Auto zum 
Kindergarten fahren und das Parkplatzproblem noch größer werde. Dies müsse man sich aber sicher 
erst anschauen. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 11

Schachl, Bauer, Ehrnleitner, 
Gaisbichler, Loidl, Roither, Moser, 
Preuner, Vogel O., Dachs-
Machatschek, Dachs  

   SPÖ-Fraktion: 10
Berger K., Baran, Stallinger, Mayr, 
Naderhirn, Haller, Födinger, 
Kritzinger, Püringer, Aigner 

   FPÖ-Fraktion: 3  
   GRÜNE-Fraktion: 3  
      
Gegen den Antrag 2 Stimmen ÖVP-Fraktion: 2 Emeder, Huber F. 
 
Stimmenthaltungen 2 Stimmen SPÖ-Fraktion: 2 Eisterer, Mayrhofer 
      
 
 
 
 
5.  Kindergartenfreifahrt 

Abschließen eines Vertrages mit der Fa.Stern & Hafferl betreffend Kindergarten-    
Kindertransport für das Kindergartenjahr 2006/2007 

 
Vbgm.Schachl: 
Für die Durchführung des KG-Kindertransportes ist auch heuer wieder ein Vertrag mit einem dazu 
befugten Unternehmen abzuschließen. Da mit der Fa.Stern & Hafferl in der Vergangenheit eine 
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ausgezeichnete Zusammenarbeit  gegeben war, und unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die 
Tarife von der OÖ.Landesregierung festgesetzt werden, und daher für alle Unternehmer Gültigkeit 
haben, wird vorgeschlagen, wieder mit der Fa.Stern & Hafferl einen Vertrag abzuschließen. 
Heuer sind es 76 Kinder lt. voraussichtlicher Liste des Kindergartens (KG.Seewalchen und 
KG.Rosenau) zu transportieren. Es ist ein 29-Sitzer- und ein 19-Sitzer Bus  notwendig.  
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

mit der Durchführung des Kindergartenkindertransportes 2006/ 2007 die Fa.Stern & Hafferl, 
Gmunden zu beauftragen und vorliegenden Vertrag abzuschließen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
6.  Gebühren 

a) Anpassung (Indizierung) der Preise für die Schülerausspeisung 
b) Anpassung (Indizierung) der Preise beim „Essen auf Rädern“ 

 
Zu TOP.6 a)  
Vbgm.Schachl: 
Aufgrund der von der Finanzabteilung  vorgelegten Zahlen über die Entwicklung des Abganges bei 
der Schülerausspeisung schlägt der AK – Finanzen einstimmig eine Wertanpassung der 
Essenspreise vor. Als Maß zur Berechnung der Wertsicherung soll der von der Statistik Austria 
allmonatlich bekannt gegebene Verbraucherpreisindex 2000 dienen. Die Wertsicherung ist unter 
Heranziehung der jeweils für den Monat Dezember des betreffenden Jahres bekannt gegebenen 
Indexzahl zu. Der so neu errechnete Essenspreis kommt jeweils mit dem der Berechnung folgenden 
neuen Kalenderjahres zur Anwendung. 
Aktueller Preis:    Kindergartenkinder  € 2,10  Schüler  € 2,25 Sonstige € 3,70 
Ab September 06:  Kindergartenkinder  € 2,13  Schüler  € 2,28 Sonstige € 3,75 
 
Wenn der jährliche Abgang trotz Wertsicherung eine Höhe von € 13.000,- übersteigt, muss die 
Finanzabteilung dies dem AK – Finanzen umgehend zur Kenntnis bringen. 
 
Der Vorsitzende stellt aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Arbeitskreises Finanzen 
folgende Anträge: 
 

a) die Essenspreise für die Schülerausspeisung nach dem VPI 2000 beginnend mit dem 
Schuljahr 2006/07 zu indizieren. Als Bezugsgröße für die Indexberechnung dient die für 
den Monat Jänner 2005 errechnete Indexzahl. Die Wertsicherung ist unter Heranziehung 
der jeweils für den Monat Dezember des betreffenden Jahres bekannt gegebenen 
Indexzahl zu errechnen. Der so neu errechnete Essenspreis kommt jeweils mit dem der 
Berechnung folgenden neuen Schuljahr zur Anwendung. 

 
b) wenn der jährliche Abgang trotz Wertsicherung eine Höhe von € 13.000,- übersteigt, so ist 

dies dem AK – Finanzen umgehend zur Kenntnis bringen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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Zu TOP.6 b)  
Vbgm.Schachl: 
Aufgrund der von der Finanzabteilung  vorgelegten Zahlen über die Entwicklung des Abganges bei 
der Aktion „Essen auf Rädern“ schlägt der AK – Finanzen einstimmig eine Wertanpassung der 
Essenspreise vor. Als Maß zur Berechnung der Wertsicherung soll der von der Statistik Austria 
allmonatlich bekannt gegebene Verbraucherpreisindex 2000 dienen. Die Wertsicherung ist unter 
Heranziehung der jeweils für den Monat September des betreffenden Jahres bekannt gegebenen 
Indexzahl zu errechnen. Der so neu errechnete Essenspreis kommt jeweils mit dem der Berechnung 
folgenden neuen Kalenderjahres zur Anwendung. 
Aktueller Preis:  Normaltarif  € 5,50  Tarif  Augleichszul.Empf. € 4,75  
Der indizierte Tarif für 2007 kann dzt. noch nicht exakt berechnet werden, da die Indexzahl vom 
September 2006 noch abgewartet werden muss.  
Wenn der jährliche Abgang trotz Wertsicherung eine Höhe von € 8.000,- übersteigt, muss die 
Finanzabteilung dies dem AK – Finanzen umgehend zur Kenntnis bringen. 
 
Der Vorsitzende stellt aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Arbeitskreises Finanzen 
folgende Anträge: 
 

a) die Essenspreise bei der Aktion „Essen auf Rädern“ nach dem VPI 2000, beginnend mit 
dem Kalenderjahr 2007, zu indizieren. Als Bezugsgröße für die Indexberechnung dient die 
für den Monat September 2005 errechnete Indexzahl. Die Wertsicherung ist unter 
Heranziehung der jeweils für den Monat September des betreffenden Jahres bekannt 
gegebenen Indexzahl zu errechnen. Der so neu errechnete Essenspreis kommt jeweils 
mit dem der Berechnung folgenden neuen Kalenderjahr zur Anwendung. 

 
b) wenn der jährliche Abgang trotz Wertsicherung eine Höhe von € 8.000,- übersteigt, so ist 

dies dem AK – Finanzen umgehend zur Kenntnis bringen. 
 
GV.Berger K. bedauert, dass man auch hier gezwungen sei, preislich etwas zu tun. Man habe sich im 
Arbeitskreis auf den Verbraucherpreisindex als Basis für diese Erhöhungen geeinigt. Man glaube, 
dass es grundsätzlich richtig sei, nur haben die Pensionisten in den letzten Jahren auch Pensions-
erhöhungen hinnehmen müssen, welche nicht mehr den Verbraucherpreisindex abgegolten haben. 
Daher sei man der Meinung, dass man hier etwas einführen sollte, und man habe sich von der SPÖ 
aus entschlossen, hier eine Schranke einzuziehen und er stelle daher den Zusatzantrag,  

die Steigerung nur in dem Maß heranzuziehen, wie auch die tatsächliche Pensionserhöhung 
in diesem einem Jahr von statten gehe. Sollte der Verbraucherindex eine 2 %ige Steigerung 
ergeben und der Beschluss von einer Pensionserhöhung von nur 1,5 % ergeben, dann seien 
diese 1,5 % heranzuziehen. Sollte es so sein, dass vielleicht doch etwas bessere Jahre 
kommen und die Pensionserhöhung höher liege, sei der Verbraucherindex heranzuziehen. 

 
Vizebgm.Schachl glaubt, dass hier die Prozente sehr gering sein würden und ob das effektiv etwas 
bringe. 
 
GR.Vogel O. findet die Idee nicht so schlecht, nur dann sollte man es überhaupt nach der 
Pensionserhöhung richten, dann spare man sich die ganze Berechnung. 
 
GR.Kaniak könne diesem Antrag nichts entgegen sagen, wesentlich interessanter finde der die 
Abgänge von € 13.000 bzw. von € 8.000,--. Es sei das größere Problem, wenn man diese Linien 
erreiche. 
 
GR.Emeder fragt den Amtsleiter, ob das mit dem Zusatzantrag für das Amt viel Aufwand sei, der 
antwortet, dass es rechnungstechnisch und administrativ kein Problem darstelle. 
 
GR.Roither macht aufmerksam, dass es verschiedene Pensionsanstalten mit unterschiedlichen 
Pensionsanpassungen gebe. 
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Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Vorsitzende lässt über den von GV.Berger gestellten Zusatzantrag durch Handheben abstimmen 
und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
7.  Kanalbenützungsgebühren 

Regelung über den Entsorgungsnachweis von Abwässern aus Schwimmbädern 
 
Vbgm.Schachl: 
Laut § Abs. 5 der geltenden Kanalgebührenordnung vom 1. Dezember 2005 ist für private 
Schwimmbäder, sofern der Wasserverbrauch nicht sowieso über eine entsprechende 
Messvorrichtung gemessen wird, das Nutzungsvolumen des Bades der jährlichen Berechnung 
hinzuzurechnen. 
Da einige Schwimmbeckenbesitzer ihre Schwimmbeckenabwässer auf dem eigenen Grund und 
Boden zur Versickerung bringen, sind in der Vergangenheit immer wieder Fragen über die 
Verrechnung der Kanalbenützungsgebühren für Schwimmbecken-Abwässer aufgetreten. Teilweise 
auch deshalb, weil seitens der Baubehörde sogar eine Versickerung der Schwimmbadabwässer 
vorgeschrieben wird und seitens des Reinhaltungsverbandes auch Bedenken gegen eine Einleitung 
in das Kanalnetz bestehen. 
Aus diesem Grund wurden vom Amt  die nachstehend angeführten Richtlinien für eine 
ordnungsgemäße Versickerung und Entsorgung von Schwimmbeckenabwässern ausgearbeitet: 

1. Die Versickerung der Schwimmbeckenabwässer ist nur zulässig, wenn im Wasser kein aktives 
Chlor mehr nachweisbar ist. Dieser Nachweis ist dem beauftragten Gemeindeorgan über 
Verlangen vorzulegen. 

2. Bei der Ableitung in den Kanal ist darauf zu achten, dass diese dosiert erfolgt. 
3. Sollte statt einer Kanaleinleitung eine Versickerung der Entleerungswässer durchgeführt 

werden, so ist diese dem Bauamt mindestens eine Woche vor dem Versickerungstermin zu 
melden. In der schriftlichen Ankündigung der Versickerung ist der Tag der Versickerung, bzw. 
die Uhrzeit und der Ort (Platz) der Versickerung anzugeben. Diese Meldung ist unbedingt 
notwendig, um nachweisbar nicht eingeleitete Entleerungswässer bei der 
Gebührenvorschreibung berücksichtigen zu können. Des Weiteren ist auch die Menge der 
versickerten Entleerungswässer anzugeben. 

4. Die Meldung der Versickerung gilt gleichzeitig als Antrag auf Befreiung der Entleerungswässer 
von der Kanalbenützungsgebühr. Die ordnungsgemäße Versickerung wird durch das Bauamt 
stichprobenweise überprüft. Meldungen, die nach dem 31.5. des Folgejahres einlangen 
können für die Befreiung von der Kanalbenützungsgebühr nicht mehr berücksichtigt werden! 

5. Schwimmbadbesitzer, die ihr Schwimmbecken über die Hauswasserleitung befüllen und daher 
die Gebühren mit der Kanalabrechnung bezahlen, erhalten nach Meldung der Versickerung 
(Überprüfung) eine Gutschrift über die verrechnete Kanalbenützungsgebühr. 

6. Erfolgt die Befüllung des Schwimmbeckens über Hydranten und wird keine überprüfbare 
Versickerungsmeldung abgegeben, wird die Kanalbenützungsgebühr nachverrechnet. 
 

7. Die bei der Reinigung der Becken mittels Chemikalien anfallenden Abwässer sind verschmutzt 
und müssen daher in die Schmutzwasserkanalisation eingeleitet werden. Es ist dabei zu 
beachten, dass der pH-Wert der Abwässer den zulässigen Bereich für die Einleitung in die 
Schmutzwasserkanalisation (6,5-9,5) nicht überschreitet. 

 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

die vorliegenden Richtlinien zur Entleerung und Versickerung von Schwimmbadabwässern 
zu beschließen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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8.  Bestandsvertrag 

Abschluss eines Pachtvertrages mit der Familie Sobotka zur Verpachtung der von der Familie 
Pixner erworbenen Grundstücke 

 
Vbgm.Schachl: 
Die Marktgemeinde hat mit Kaufvertrag vom 9. Jänner 2006 die Grundstücke Nr. 3119, 3120 und 
3122 in der KG Seewalchen mit einem Gesamtausmaß von 60.809 m² von den Ehegatten Pixner in 
Roitham erworben. 
Im Zuge der Erstellung des Kaufvertrages wurden die Zahlungsansprüche an die Marktgemeinde 
abgetreten. Der bisherige Pächter Schierl gibt an, eine mündliche Zusage von Familie Pixner erhalten 
zu haben, das Feld ab Herbst 2005 (Ablauf des Pachtvertrages) wieder bestellen zu können, bis zur 
Ernte 2006. Auf Basis des Gemeinderatsbeschlusses vom 30.3.06 wurde die Neuverpachtung ab 1. 
Oktober 2006 an Seewalchner Landwirte (Amtstafel und Ortsbauernschaft) neu ausgeschrieben. 
Aufgrund dieser Ausschreibung haben zwei Seewalchner Landwirte ein Pachtangebot gemacht: 
Familie Sobotka  Jahrespachtzins  € 1.920,- 
Jakob Moser    Jahrespachtzins  € 1.350,-  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die Grundstücke an die 
Familie Kristin und Boris Sobotka in Steindorf 2 lt. vorliegendem Pachtvertragsentwurf zu 
verpachten. 

 
GV.Berger  K. betont, dass die SPÖ dieser Vergabe selbstverständlich zustimmen werde, weil das 
Verfahren grundsätzlich prinzipiell in Ordnung gewesen sei. Man sollte sich nur bei der nächsten 
Ausschreibung überlegen, ob man wirklich eine Einschränkung auf Seewalchner Landwirte mache, 
weil man hier feststellen müsse, dass man als Gemeinde dieses Grundstück auf Grund unserer 
eigenen Ausschreibungskriterien jetzt billiger verpachten müsse, als der Vorpächter beim Herrn 
Pixner bezahlt habe. Wenn man diese Einschränkung in Zukunft mache, dann bleibe auch die 
Möglichkeit, hier zusätzlich zu Geld zu kommen, ohne jemandem weh zu tun. 
 
Vizebgm.Schachl betont, dass dies nicht ganz richtig sei, es sei zwar vorher mehr bezahlt worden, 
aber die Fläche sei größer gewesen, weil andere Grundstücke auch dabei gewesen seien.  
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
9.  Feuerwehr Seewalchen  

Ankauf eines Rüstlöschfahrzeuges RLFA-2000 
a) Grundsatzbeschlussfassung 
b) Finanzierungsplan  

 
Vbgm.Schachl: 
Die FF Seewalchen hat mit Eingabe vom 16.2.2006 ein Ansuchen betreffend Ankauf eines 
Rüstlöschfahrzeuges – RLFA-2000 ersucht. Die Normkosten (Fahrzeug samt Aufbau und 
Pflichtausrüstung) des RLFA-2000 betragen € 330.000,--. Die Förderung des LFK OÖ beträgt € 
95.000,-- ; Bedarfszuweisungsmittel werden üblicherweise in derselben Höhe gewährt, somit verbleibt 
ein Restbetrag von € 140.000,--.  
 
Der Gemeindebeitrag soll wie bei den früheren Fahrzeugankäufen als Fixbetrag in Höhe von € 
105.000,-- festgelegt werden, auch bei eventueller Änderung der Fahrzeugtype, wobei der Erlös des 
Verkaufes des alten Fahrzeuges den Gemeindebeitrag vermindert. Der Restbetrag aufgrund der 
Normkosten in Höhe von dzt. € 35.000,--  muss von der Feuerwehr aufgebracht werden, der sich 
jedoch aufgrund des Ausschreibungsergebnisses in jede Richtung verändern kann.     
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Der Vorsitzende stellt zu TOP 9 a) den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen  Empfehlung des Gemeindevorstandes den Grundsatzbeschluss 
zu fassen, für die Feuerwehr Seewalchen ein Rüstlöschfahrzeug RLFA-2000 anzukaufen. Die 
Lieferung erfolgt im September 2009, die Bezahlung im Jahr 2010. Der Gemeindebeitrag wird 
mit € 105.000,--, vermindert um den Verkaufserlös des alten Fahrzeuges, festgelegt, 
unabhängig einer eventuellen Änderung der Fahrzeugtype. 

 
Stallinger, Baran und Berger K. haben den Sitzungsraum verlassen und nehmen nicht an der 
Abstimmung teil. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
Der Vorsitzende stellt zu TOP 9 b) den Antrag, 

den vorliegenden Finanzierungsplan zu beschließen. 
 
Stallinger, Baran und Berger K. haben den Sitzungsraum verlassen und nehmen nicht an der 
Abstimmung teil. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
10.  Abwasserbeseitigung 

Kanal BA 11,Hainingerbach; Zuschlagsentscheidung gem. Bundesvergabegesetz 2006 
 
Vbgm.Schachl: 
Die Bauarbeiten zur Herstellung der Ortskanalisation Seewalchen BA11 (Hainingerbach) wurden 
öffentlich ausgeschrieben. Von 8 Firmen wurde angeboten. 
Die Angebotseröffnung erfolgte am 14.06.2006. Dabei wurde die Firma TEERAG-ASDAG AG, Linz, 
mit einer Angebotssumme von € 342.935,73, excl. Umsatzsteuer,  als Billigstbieter ermittelt. Die 
Angebote wurden durch das Büro DI. Irrgeher rechnerisch überprüft.  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

die Zuschlagsentscheidung auf Grund der erfolgten Ausschreibung, vorbehaltlich der 
Zustimmung durch das Amt der O.Ö. Landesregierung, zu Gunsten des Billigstbieters, Fa. 
TEERAG-ASDAG AG, Linz, Pummererstraße 17, mit einer Gesamtauftragssumme in Höhe 
von € 342.935,73 excl. Mwst. zu treffen.  

 
Stallinger, Baran und Berger K. haben den Sitzungsraum verlassen und nehmen nicht an der 
Abstimmung teil. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 6.7.2006                                                                               Seite 16 von 35 
 
 
11.  Abwasserbeseitigung 

Kanal BA 13 , Widerruf des Vergabeverfahrens  
 
Vbgm.Schachl: 
Die Bauarbeiten zur Herstellung der Ortskanalisation Seewalchen BA13 (Anpassung der Kanalisation 
Litzlberg) wurden öffentlich ausgeschrieben. Die Ausschreibung erfolgte auf Grund der Pläne des 
Büros DI. Hitzfelder, Vöcklabruck. Im Zuge der Erstellung von Ausführungsplänen für den Bau der 
Anlage, welche durch das Büro DI. Irrgeher, dass den Zuschlag für die Baumanagementleistungen 
erhalten hat, erstellt wurden, kamen Zweifel zu Tage ob das Projekt in der wasserrechtlich 
genehmigten Variante überhaupt umsetzbar sei. Bei Besprechungen zwischen dem planenden und 
dem bauausführenden Büro haben sich diese Zweifel als berechtigt erwiesen. Der technische 
Amtsachverständige hat sich ebenfalls dieser Meinung angeschlossen. 
Das Projekt ist in der genehmigten Form nicht umsetzbar.  
 
Bis zum Zeitpunkt der Erkenntnis, dass das vorliegende und  genehmigte Projekt nicht umsetzbar sei, 
wurde das Verfahren, bezüglich der Vergabe der Bauarbeiten, betrieben. Die Bauarbeiten wurden 
ausgeschrieben, von Firmen wurden Anbote gelegt und der  Billigstbieter ermittelt. Die 
Zuschlagsentscheidung jedoch wurde nicht getroffen. 
Bei einer Besprechung am 12.6. mit dem technischen Amtsachverständigen wurde vom Büro 
Hitzfelder und DI. Irrgeher versucht,  einen praktikablere Problemlösung für das 
Oberflächenwasserproblem in Litzlberg zu finden. Es wurde vereinbart, ein neues Projekt vorzulegen 
und für dieses dann eine wasserrechtliche Bewilligung zu erwirken.  
Inwieweit das neue Projekt dann eine “Umplanung“ oder eine „Neuplanung“ sein wird, wird nach 
Abschluss der Arbeiten feststellbar sein. Zum jetzigen Zeitpunkt erscheint es eher so, dass ein  
„Neues“  Projekt eher als ein „Umgeplantes“ Projekt  zur wasserrechtlichen Genehmigung vorgelegt 
werden wird.  
Da das bewilligte Projekt eine Seeleitung beinhaltet, das Neue aber voraussichtlich ohne diese 
auskommen soll, und da diese Seeleitung ein wesentlicher Kostenfaktor bei der Ausschreibung war, 
soll das Vergabeverfahren widerrufen werden. Es ist nicht vertretbar, den Bestbieter mit der 
Ausführung des neuen Projektes, unter Zugrundelegung des abgegebenen Anbotes, mit den 
Bauarbeiten zu betrauen. Der Unterschied zwischen Bestbieter und Nächstem beträgt bei einer 
Auftragssumme von €  595.200,00 nicht einmal € 2.000,00. Somit bestünde für den Zweitbieter eine 
gute Möglichkeit, gegen die Vergabe Einspruch zu erheben, weil er u.U. die nicht ausgeschriebenen 
Arbeiten genau um diesen Betrag günstiger erbringen hätte können. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

1.  gem. § 139 Abs. 2 BverG die Widerrufsentscheidung betreffend das Vergabeverfahren für 
die  Bauarbeiten zur Herstellung der Ortskanalisation Seewalchen BA13 (Anpassung der 
Kanalisation Litzlberg) zu treffen, da Umstände bekannt wurden, die, wären sie schon vor 
Einleitung des Vergabeverfahrens bekannt gewesen, zu einer inhaltlich wesentlich 
anderen Ausschreibung geführt hätte..  

 
2. den Vertrag mit DI. Irrgeher betreffend Baumanagement aufgrund Wegfalls der 

Geschäftsgrundlage zu  widerrufen bzw. aufzulösen. 
 
GR.Kaniak fragt, ob da Hoffnung bestehe, dass das Projekt wasserrechtlich genehmigt werde. Es 
entstehen ja Mehrkosten dadurch, nicht nur die Arbeitszeit der Gemeinde, auch die zuständigen 
Prüfer müssen bezahlt werden. Könne man das nicht vorbehaltlich der wasserrechtlichen 
Genehmigung machen und erst dann ein Projekt einreichen? 
 
GV.Berger glaubt, dass man bei diesen beiden Punkten rechtlich gar keine andere Möglichkeit habe, 
als hier so vorzugehen, nur schweben auch einige andere Dinge im Raum. Wie werde das nächste 
Projekt ausschauen, wer bezahle das Projekt, das jetzt eigentlich für uns nicht wirklich verwertbar sei 
und wie schaue es mit einer eventuellen Versicherungsmeldung von unserem planenden Büro aus. 
Wer bezahle die  Statik für das Rückhaltebecken, welches wir womöglich bei einem neuen Projekt 
nicht brauchen. Er sei hier mit Herrn Amtsleiter sehr eng im Kontakt gewesen und er ersuche ihn, für 
diesen Fall zu erklären, wie das mit dem ursprünglichen Projekt stehe und in wie weit eine 
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Kostenübernahme durch das Büro Hitzfelder Pillichsshammer bereits zugesagt sei oder wie die 
Neuerstellung des nächsten Projektes wie es hier weiter gehen könne und werde. 
 
AL.Schmidt erwähnt, dass das Büro Irrgeher plötzlich mitgeteilt habe, dass die Seeleitung auf Grund  
hydraulischer Probleme nicht ausgeführt werden könne.  Auf Grund des Bundesvergabegesetz gebe 
es nach Anboteröffnung unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, das Vergabeverfahren 
zu widerrufen. Im Antrag vom Vorsitzenden sei das schon enthalten.  
Die Besprechung mit dem Büro Hitzfelder habe ergeben, dass er eine Versicherungsmeldung mache 
und er die bisher angefallenen Kosten des Büros Irrgehers Übernehme. Auch sein Rechtsvertreter, 
Herr Mag.Häupl habe das schriftlich bekannt gegeben und er habe sich auch bereit erklärt, 
Umplanungsmaßnahmen mehr oder weniger im Rahmen seines bisherigen Auftrages ohne 
Mehrkosten vorzunehmen. Die Übernahme der bisher angefallenen Kosten des Büros Stadler für die 
Statik, sollte das Rückhaltebecken im neuen Projekt nicht mehr enthalten sein, sind vom Büro 
Hitzfelder noch nicht zugesagt. Alle anderen Kosten habe man angedroht, im Regressweg zu fordern. 
Es komme jetzt drauf an, wie das Verfahren weiterlaufe. Es werde, wenn er sich nicht bereit erkläre, 
ein Rechtsstreit. Darum sei auch der zweite Punkt die Kündigung des Büros Irrgeher. 
 
GR.Vogel O. betont, die wasserrechtliche Genehmigung sei ja da gewesen, nur sei man nach der 
Ausschreibung erst darauf gekommen, dass  man im Prinzip Abwässer habe, die nicht in den Kanal 
gehören und es sei zu prüfen, wie die Abschlussbescheide ausschauen und ob man die Leute 
zwingen könne,  die Dachwässer in den eigenen Kanal zu bringen.  Falls es gelinge, den Großteil der 
Dachwässer aus dem Kanal zu bringen,  wäre es möglich, ein offenes Rückhaltebecken zu machen, 
das wesentlich billiger sei.  
Man müsse schauen, wie viele  Kubikmeter man aus dem Kanal herausbringe und dadurch würde 
sich dann das Rückhaltebecken und die Pumpstation in Litzlberg entlasten. Man müsse dann zu den 
einzelnen Hausbesitzern hingehen, dass sie praktisch auf ihrem Grund graben lassen, und wenn er 
einen Bescheid habe, dass er das Dachwasser einleiten dürfe, dann sei es ein „Good Will“ vom 
Grundbesitzer, dass er hineingraben lasse und das Dachwasser aus dem Kanal herausnehmen 
lasse. Da gebe es noch einige Probleme zu lösen.  
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 1. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
12.  Winterdienst 

Vergabe der Räum- und Streuarbeiten; Zuschlagsentscheidung gem. Bundesvergabegesetz 
2006 

 
Vbgm.Schachl: 
Die Winterdienstarbeiten (räumen und streuen) wurden in einem offenen Verfahren, 
Unterschwellenbereich, ausgeschrieben.  Die Ausschreibung erfolgte in der Amtlichen Linzer Zeitung. 
2 Interessenten wurden die Ausschreibungsunterlagen übermittelt. Beide haben angeboten. 
Die Angebotseröffnung fand am 20. Juni 2006 statt.  Als Zuschlagskriterien wurden der Anbotspreis 
zu 50%, Referenzen der bisherigen Auftraggeber zu 25% und die ständige Präsenz der Einsatzgeräte 
im Gemeindegebiet ebenfalls zu 25% festgelegt.   
Gemäß dem Kostenvergleich unter Annahme, dass die Gesamteinsatzstunden der Geräte in der 
kommenden Saison gleich denen der abgelaufenen Saison sein werden, wurde die Firma Kircher als 
Billigstbieterin ermittelt.  Positive Referenzen, betreffend die bisherige Zufriedenheit der Auftraggeber 
mit den Leistungen der Firmen sind in beiden Fällen vorhanden. Die Firma Schlager hat die Arbeiten 
für das Stadtamt Vöcklabruck zufriedenstellend erledigt, die Firma Kircher für die Gemeinde 
Seewalchen.  
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Präsenz der Einsatzgeräte. Dieses Kriterium wird von der Firma Kircher mehr als von der Firma 
Schlager erfüllt. Von der Firma Kircher wird als Gerätestandort Seewalchen, Kemating, angeführt, von 
der Firma Schlager, Timelkam.  
Unter Berücksichtigung der Zuschlagskriterien sollte die Rahmenvereinbarung mit der Firma Kircher, 
Ragereck 6, 4871 Zipf, abgeschlossen werden. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

die Zuschlagsentscheidung an die Firma Peter Kircher, Landw.Lohnunternehmen, 4871 Zipf, 
zu treffen. 

 
GR.Püringer fragt, wann die Schäden die durch den Schneepflug entstanden seien erfasst und wann 
werden diese abgegolten. 
 
Vizebgm.Schachl erwähnt, dass die Schäden an die Gemeinde herangetragen werden, die dann an 
Herrn Kircher weiter geleitet werden und dann sei es eine Sache zwischen dem Geschädigten und 
der Versicherung der Firma Kircher. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
13.  Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Änderung und Neufassung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
 
Vbgm.Schachl: 
Aufgrund des neuen Bundesvergabegesetzes 2006 wurden die Allgemeinen Geschäftebedingungen 
materiell-rechtlich angepasst. Weiters wurde die Bestimmungen betreffend Erfüllungsgarantie neu 
festgelegt. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag,  

die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Marktgemeinde Seewalchen – AGB 2006 – zu 
beschließen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
14.  Schülerausspeisung 

Kooperation mit der Marktgemeinde Schörfling 
 
Vbgm.Schachl: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 4.10.2005 den Beschluss gefasst, ab Anfang November 
2005 das Essen für die Schülerausspeisung des Schuljahres 2005/06 von der Gemeinde Schörfling 
zu beziehen und bis spätestens Ende des laufenden Schuljahres eine Vereinbarung für eine 
längerfristige Kooperation im Bereich der Schülerausspeisungsküche mit der Gemeinde Schörfling 
auszuarbeiten. Diese Vereinbarung liegt nunmehr zur Beratung und Beschlussfassung vor. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

die Vereinbarung mit der Marktgemeinde Schörfling betreffend Kooperation bei der    
Schülerausspeisung abzuschließen 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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15.  Förderungen 

Ändern der am 27.1.2005 beschlossenen Förderrichtlinien für die Schaffung von Arbeitsplätzen 
 
Vbgm.Schachl: 
Der Gemeinderat hat am 27.1.2005 Förderrichtlinien für die Schaffung von Arbeitsplätzen geschaffen. 
Gefördert sollen nur jene Betriebe mit mindestens 1 kommunalsteuerpflichtigen Beschäftigten 
werden. Bei der Umsetzung in der Praxis wurde festgestellt, dass gerade Betriebe mit nur 1 
Beschäftigten durch die Freibetragsregelung großteils keine Kommunalsteuer entrichten. 
Da jedoch die Förderung als Nachlass der Kommunalsteuer betrachtet wird, sollen die 
Förderrichtlinien geändert werden. Gefördert sollen nur jene Betriebe werden, die keinen Freibetrag 
gem. § 9 Kommunalsteuergesetz beanspruchen.  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

die geänderten Förderrichtlinien zu beschließen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
16.  Flächenwidmungsplan Nr. 3 – Änderung Nr. 27 samt 

Örtlichem Entwicklungskonzept Nr. 1 Änderung Nr. 22  der Marktgemeinde Lenzing; Abgabe 
einer Stellungnahme als Nachbargemeinde 

 
BA-Obmann Schachl: 
Die Marktgemeinde Lenzing beabsichtigt die Änderung des Flächenwidmungsplan Nr. 3 und des 
Örtlichen Entwicklungskonzeptes. Im Grenzbereich zwischen Lenzing und Seewalchen entlang der 
Kraimstalstraße soll eine Fläche von ca. 6000 m² von Grünland in Bauland Dorfgebiet umgewidmet 
werden. Gemäß § 36 Abs. 2 Oö. Raumordnungsgesetz ist der Nachbargemeinde die Möglichkeit zur 
Abgabe einer Stellungnahme im Umwidmungsverfahren zu geben. Diese Angelegenheit wurde in der 
Bauausschuss-Sitzung am 22. Juni 2006 behandelt. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, die gegenständliche 
Änderung des Flächenwidmungsplans sowie des Örtlichen Entwicklungskonzeptes 
zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
17.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung 
Umwidmung der Grundstücke Nr. 1966/2, 1966/11, 1966/12, 1966/13 sowie von Teilflächen der 
Grundstücke Nr. 1966/14, 1966/15, 1966/1 u. 1966/5, alle KG. Seewalchen von „Bauland-
Wohngebiet“ in „Gewässer“ 

 
BA-Obmann Schachl: 
Anlässlich der Einreichung eines Baubewilligungsantrages beim Grundstück Nr. 1966/2, KG. 
Seewalchen wurde fest gestellt, dass dieses Grundstück sowie weitere Grundstücks in diesem 
Bereich als Bauland-Wohngebiet im Flächenwidmungsplan ausgewiesen sind, obwohl diese in der 
Natur eine Wasserfläche darstellen. 
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Es sollte der Flächenwidmungsplan dahingehend bereinigt werden, und eine Umwidmung in 
„Gewässer“ erfolgen. Diese Angelegenheit wurde in der Bauausschuss-Sitzung am 22. Juni 2006 
behandelt. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, die Grundstücke Nr. 1966/2, 
1966/11, 1966/12, 1966/13 sowie Teilflächen der Grundstücke Nr. 1966/14, 1966/15, 1966/1 u. 
1966/5, alle KG. Seewalchen von „Bauland-Wohngebiet“ in „Gewässer“ umzuwidmen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
18.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung  

Umwidmung des Grundstücks Nr. 262/5 sowie der Teilfläche „2“ aus Grundstück Nr. 262/1 
(gem. Vermessungsurkunde des DI Karel vom 8.5.06, GZ. 11141), KG. Litzlberg von Grünland 
in Bauland-Wohngebiet. Antrag von Fam. Friedrich u. Maria Dachs, Buchberg 62, 4863 
Seewalchen 

 
BA-Obmann Schachl: 
Mit Eingabe vom 30. Mai 2006 wurde die gegenständliche Änderung des Flächenwidmungsplan 
beantragt.  Ein gleichlautender Antrag wurde bereits mit Eingabe vom 4. Januar 2006 vorgelegt. 
Dieser Antrag wurde aufgrund der bestehenden Vereinbarung zw. Gemeinde und Antragsteller vom 
22.10.2002 zurückgewiesen. Die Vereinbarung wurde entsprechend einvernehmlich abgeändert.   
Der Ortsplaner Arch. DI Deinhammer hat mit fachlicher Stellungnahme vom 20. Januar 2006 die 
Umwidmung grundsätzlich empfohlen. Die Umwidmungsfläche liegt lt. OEK innerhalb der 
Siedlungsgrenzen. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, der beantragten Umwidmung 
des Grundstücks Nr. 262/5 sowie der Teilfläche „2“ aus Grundstück Nr. 262/1 (gem. 
Vermessungsurkunde des DI Karel vom 8.5.06, GZ. 11141), KG. Litzlberg von Grünland in 
Bauland-Wohngebiet grundsätzlich zuzustimmen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
19.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung Nr. 15 

Endgültige Beschlussfassung  
Änderung der im Anhang 1 zum Flächenwidmungsplan (Wohngebäude im Grünland) für das 
Sternchengebäude Nr. 56 auf dem Grundstück Nr. 1126/2, KG. Litzlberg ausgewiesenen 
bebaubaren Fläche. Antrag von Frau Ingrid Bachl u. Frau Elfriede Strasser, Litzlberger Straße 4, 
4863 Seewalchen. Grundsatzbeschluss vom 1. Dezember 2005  

 
BA-Obmann Schachl: 
 Mit Eingabe vom 21. Oktober 2005 wurde die gegenständliche Änderung des 
Flächenwidmungsplans beantragt. Es ist beabsichtigt auf dem Grundstück Nr. 1126/2 einen 
überdachten Stellplatz für ein Boot zu errichten. Das Wohnobjekt auf diesem Grundstück ist als 
Sternchengebäude ausgewiesen. Der Teil auf dem der überdachte Stellplatz errichtet werden soll, 
befindet sich außerhalb der zugewiesenen bebaubaren Fläche des Sternchengebäudes.  
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Der Ortsplaner hat mit Schreiben vom 6. Oktober 2005 eine fachliche Stellungnahme abgegeben. 
Aus ortsplanerischer Sicht erscheint die Flächenwidmungsplan-Änderung denkbar. Dabei soll eine 
Veränderung der „Sternchenfläche“ vorgenommen werden. Dadurch soll das derzeitige 
Flächenausmaß von 1098 m² nicht überschritten werden und eine Teilung und Errichtung eines 
zweiten Wohnobjektes nicht ermöglicht werden. Zubauten zum Wohnhaus sind dann nicht mehr 
möglich, da dadurch die „Sternchenfläche“ überschritten würde. Eine Neuvermessung des 
Grundstücks ist erforderlich.  
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 1. Dez. 2005 den Grundsatzbeschluss gefasst, der 
Flächenwidmungsplan-Änderung zuzustimmen. Das Verfahren nach den Bestimmungen des Oö. 
Raumordnungsgesetzes wurde eingeleitet. Einwendungen sind nicht eingelangt. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, der Änderung Nr. 15 des 
Flächenwidmungsplans Nr. 4/2004 samt Änderung der im Anhang 1 zum 
Flächenwidmungsplan (Wohngebäude im Grünland) für das Sternchengebäude Nr. 56 auf 
dem Grundstück Nr. 1126/2, KG. Litzlberg ausgewiesenen bebaubaren Fläche zuzustimmen.  

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
20.  Bebauungsplan Nr. 22 „Schiemer“ – Änderung   

Grundsatzbeschlussfassung 
Änderung der Bauplatzaufteilung im Bereich der Grundstücke Nr. 1909/12 u. 1909/25, KG. 
Seewalchen zur Schaffung eines eigenen Bauplatzes für jedes Reihenhaus in der Königswiese. 
Antrag der Fa. ISG, 4910 Ried 

 
BA-Obmann Schachl: 
Mit Eingabe vom 4. April 2006 wurde die gegenständliche Änderung des Bebauungsplanes Nr. 22 
„Schiemer“ beantragt. Es ist beabsichtigt, für jedes einzelne Reihenhaus in der Siedlung Königswiese 
einen eigenen Bauplatz zu schaffen. Der Ortsplaner hat mit Schreiben vom 20. April 2006 eine 
fachliche Stellungnahme abgegeben. Aus fachlicher Sicht besteht gegen die Bebauungsplan-
Änderung kein Einwand. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, der gegenständlichen 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 22 „Schiemer“ zuzustimmen. 

 
GR.Huber H. betont, dass man darauf achten müsse, wenn man größere Grundstücke für 
Reihenhaussiedlungen umwidme, entsprechend zu parzellieren. Er meine, dass der Gemeinde da 
einige Tausender entgangen seien. 
 
AL.Schmidt erklärt, beim Verkehrsflächenbeitrag, der dem Grundbesitzer vorgeschrieben werde, sei 
das Parameter die Wurzel aus der Größe des Grundstückes. Es sei wesentlich günstiger, wenn man 
für eine größere Fläche den Verkehrsflächenbeitrag bezahle und nachher parzelliere, was die 
Wohnbaugenossenschaften genau wissen. Es gebe die Möglichkeit eines Zusatzantrages, dass 
dieser Verkehrsflächenbeitrag auf Grund der Neuparzellierung neu berechnet werde und  der 
Differenzbetrag entrichtet werde. 
 
Vizebgm.Schachl ergänzt seinen Antrag dahingehend, 

den Grundsatzbeschluss mit der Bedingung zu fassen, dass der Unterschiedsbetrag nach 
Neuberechnung des Verkehrsflächenbeitrages infolge der Parzellierung durch die ISG 
entrichtet wird, falls nicht ohnehin aufgrund gesetzlicher Bestimmungen eine Nachzahlung 
erfolgen muss.  
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GR.Huber Franz nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
21.  Straßenbau 2006  

Straßensanierung (Winterschäden) auf Ortschafts- u. Güterwegen über die Güterwegmeisterei 
 
BA-Obmann Schachl: 
Im Zuge einer Straßenbefahrung am 4. April 2006 wurden div. Straßenstellen festgestellt, die zum 
Teil bereits sehr starke Netzrisse aufweisen. Es handelt sich dabei sowohl um Güterwege als auch 
um Gemeindestraßen (Ortschaftswege). 
Mit der Güterwegmeisterei wurden die Sanierungsmöglichkeiten besprochen und dabei die 
Aufbringung einer Spritzdecke auf die Rissflächen empfohlen. Seitens der Gemeinde wären dabei nur 
die Materialkosten zu entrichten. Die Personalkosten würde das Land O.Ö. über 
Personalbereitstellung der Güterwegmeisterei tragen, und zwar sowohl auf den Güterwegen, als auch 
auf Gemeindestraßen. Aufgrund der daraus resultierenden rd. 50%igen Kostentragung durch das 
Land wäre das eine für die Gemeinde sehr kostengünstige Sanierungsmöglichkeit (Landesförderung 
bei Gemeindestraßensanierungen üblicherweise nur rd. 20 %!!) 
 
Folgende Straßenstücke sind betroffen: 
 
Güterweg Reichersberg (von Abzweigung Gamperner Straße bis Ortsbeginn Kraims) 
Kematinger Straße  
Gemeindestraße Gerlham – Neißing 
Ortsdurchfahrt Gerlham 
Ortszufahrt Haining (von Marterl bei Kreuzung nach Buchberg bis Ortsbeginn) 
Gemeindestraße Haining – Buchberg (von Haus Rittberger Richtung Buchberg bis Haus Dachs, 
Buchberg 5) 
 
Kostenbeitrag der Gemeinde  ca. € 30.000,-- excl. MWSt.  
Die Arbeiten könnten durch die Güterwegmeisterei ab August ausgeführt werden. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

der Sanierung von Straßenschäden auf Güterwegen und Ortschaftswegen im 
Gemeindegebiet Seewalchen durch Aufbringen von Spritzdecken durch die 
Güterwegmeisterei im Rahmen des Güterwegerhaltungsprogramms des Landes 
zuzustimmen. 

 
GV.Berger betont, dass man hier heute auf Grund des Antrages beschließen sollte, dass man 
Straßen um € 30.000,-- saniere, die man leider nicht habe und auch nicht budgetiert habe. Hier 
möchte er ein kurzes Statement vorlesen: 
„Zur Sache selbst glaube ich, dass wir die Problematik des fehlenden Budgets für die Sanierung im 
Jahr 2005 schon einmal besprochen haben. Daher kann ich mir nicht vorstellen, dass wir das heuer 
noch unterbringen können. Also für 2006 oder später in Evidenz halten. Die Sanierungen sind sicher 
sinnvoll und notwendig. Aber die Güterwegmeisterei muss für diese Sanierungen wohl auch eine Art 
Mittelfristplanung haben. Kurzfristsanierungen dieser Art sind wohl von den Gemeinden bei deren 
bekannten Budgetknappheit nicht vertretbar. Bitte der Güterwegmeisterei mitteilen, dass wir 
mindestens 1 Jahr vor der Ausführung über allfällige geplante Sanierungen informiert werden 
müssen, damit wir das budgetieren können. Ich werde das auch  beim nächsten Sprechtag des 
Landeshauptmannstellvertreters Hiesl ansprechen.“  
Diese Zeilen stammen nicht von heute, sondern vom Vorjahr. In der Bauausschusssitzung habe man 
sehr ausführlich über diesen Punkt diskutiert und nachdem man nicht genau gewusst habe, was 
diese € 30.000,-- bedeuten und da Bitumenpreise drinnen gestanden seien, die man in der Eile nicht 
nachvollziehen habe können, habe er gebeten, ob er eine Kopie haben könnte. Der Bürgermeister hat 
diese Zeilen im Vorjahr geschrieben und darauf hingewiesen, dass man das budgetieren müsse. Er 
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könne sich aus diesem Grund nicht vorstellen, dass man das heuer einfach beschließe, ohne dass 
man es budgetiert habe. Man sollte unsere Schuldenpolitik nicht einfach so weiter treiben Er stelle 
daher den Gegenantrag, 

die Sanierung nur im äußerst notwendigen Ausmaß zu machen, diese Sanierung der 
Güterwege entsprechend aufzunehmen und für das nächste oder übernächste Jahr 
entsprechend in einem Langfristprogramm wie es der Bürgermeister auch von der 
Güterwegmeisterei verlangt habe, ordentlich zu budgetieren. 

 
GV.Gaisbichler betont, dass das Statement so schon so seine Richtigkeit haben möge, es sei aber 
ein bisschen aus dem Zusammenhang gerissen. Letztes Jahr haben Risse flüssig verfugt werden 
sollen. Das ganze habe einen Betrag von ungefähr € 9.000,-- ausgemacht und da sei dieses 
Statement vom Bürgermeister gekommen, dass es im laufenden Jahr nicht möglich sei. Heuer sei 
aus den Rissen leider mehr geworden. Man wisse, was für ein Winter gewesen sei und die Straßen 
seien in einem denkbar schlechten Zustand.  
Man sei nicht glücklich, dass es eine solche Kostenexplosion gegeben habe, aber man müsse sich 
vor Augen halten, heuer seien es Netzrisse und komme noch einmal so eine lange Frostperiode 
werden aus den Rissen größere Straßenteile herausfallen und dann sei es mit einer einfachen 
Spritzdeckensanierung sicher nicht mehr getan. Man würde dann im nächsten Jahr für die gleichen 
Straßen erheblich mehr an Geld aufbringen müssen. Bei 100 km Straßen, die man in Seewalchen 
habe, werde es uns mit den Sanierungen in den nächsten Jahren sehr hart treffen und er sei sicher 
mit Herrn Berger einer Meinung, dass man das ins Auge fassen und dementsprechend budgetieren 
müsse.  
Da gebe es dann immer diese bösen Zungen, dass in Seewalchen immer alles nur in die Straßen 
investiert werde. Erhaltung koste leider auch seinen Beitrag. Er finde es richtig, das heuer 
durchzuführen, es werde durch den Sollüberschuss 2005 zu finanzieren sein. Nächstes Jahr würde 
uns die gleiche km-Länge Vieles mehr kosten. 
 
GR.Huber H. hat Bauchweh bei dieser Angelegenheit, denn es sei darüber diskutiert worden, dass 
die ganzen Ausbesserungsarbeiten, wie es herkömmlich gemacht worden sei, nicht lange halten usw. 
Herr Berger habe erwähnt, dass es eine Sache der Technik sei, wie man es ausbessere. Wenn er 
sich die Landesstraßen anschaue, da seien auch sehr viele Stücke dabei die auch ausgebessert 
worden seien und da müssen unsere Güterwege auch nicht schöner sein. Zuerst habe man bezüglich 
Nahverkehrskonzept diskutiert, dass man auf Grund der Budgetlage nicht zustimmen könne und das 
passe für ihn einfach nicht zusammen. Weiters hätte er gerne eine Gegenüberstellung zu dem was es 
der Gemeinde kosten und wie lange es halten würde, wenn es herkömmlich ausgebessert werden 
würde. 
 
Vizebgm.Schachl betont, dass es Schäden seien, die man nicht einfach so ausbessern könne. Es 
seien Risse, die immer mehr werden und er hätte das als Radfahrer bemerken können, wie diese 
Risse wachsen. Mit der Handarbeit vom Bauhof könne man diese Straßen sicher nicht sanieren. 
 
GR.Aigner kennt diese Netzrisse bereits seit einigen Jahren und sie haben sich kaum vergrößert oder 
vermehrt. Er meine nicht, dass da jetzt unbedingt Handlungsbedarf bestehe und könne sich auch 
nicht vorstellen, dass man das auf der Basis so exakt sanieren könne. Es sei hier der Unterbau viel 
zu schlecht oder es werde mit viel zu schweren Maschinen gefahren. 
 
Vizebgm.Schachl hält hiezu entgegen, dass auch die Landesstraßenverwaltung auf Bundesstraßen 
und Landesstraßen diese Methode anwendet. 
 
GR.Emeder empfindet es als fahrlässig, wenn man die von der Güterwegmeisterei vorgeschlagene 
Sanierung jetzt nicht mache. In den Straßen seien Löcher und er meine, dass es hier kein 
provisorisches Herrichten gebe. 
 
GV.Berger ergänzt zu Herrn Gaisbichler, dass es aus seiner Sicht nicht aus dem Zusammenhang 
gerissen sei. Es sei voriges Jahr  ja nicht nur über Rissesanierungen gesprochen worden, sondern 
auch hier herinnen stehe bereits über Spritztechniksanierung, das heiße, man habe das auch voriges 
Jahr schon angedacht und hätte das durchaus budgetieren müssen.  
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Wenn so große Löcher in den Straßen seien wie es Herr Emeder sage, könne man das mit der 
Spitzdecke nicht sanieren sondern man müsse diese Löcher reparieren und dann die Spritzdecke 
darüber geben.  
 
GR.Emeder betont zu Herrn Berger, die Landesstraße die von Kemating nach St.Georgen führt ist 
vom Land genau so repariert worden. Da waren auch Schlaglöcher, die geflickt worden seien und 
dann sei eine Spritzdecke darüber gekommen. 
 
GR.Kaniak möchte tiefer greifen, er stelle fest, dass vom Bauausschuss keine langfristige Planung 
gemacht worden sei und die desolaten Positionen kommen ja nicht von heute auf morgen. Es sei 
festgestellt worden, dass speziell bei den Güterwegen wesentlich zu hohe Drainagen seien und der 
Untergrund sei schlecht gemacht worden, das sei also eine Frage der Abnahme. Es seien einige 
Sachen, die langfristig zurückliegen. Jetzt sei klar, dass Handlungsbedarf sei, aber man müsse sich 
endlich darauf einigen, dass man langfristigere Konzepte mache. Wenn es um eine kleine 
Ausbuchtung oder einen kleinen Gehsteig gehe, dann spielen die Kosten keine Rolle. Die hier an den 
Tag gelegte Rangordnung sei oft nicht nachvollziehbar. Notfälle werden sowieso repariert und den 
Rest solle man mit ordentlichen langfristigen Konzepten planen. 
 
Vizebgm.Schachl betont, dass man Straßenplanungen teilweise langfristig planen könne, aber es 
habe voriges Jahr nicht den Anschein gehabt, dass diese Ausbesserungsarbeiten jetzt so akut 
werden. Bei der Budgetierung sei man immer in einer gewissen Notlage, weil man nur das 
Notwendigste hineinnehme und man habe sich eben darauf geeinigt, nur die Zufahrt Kastinger und 
den Gehsteig Stallinger, unterzubringen. Dort wo man vorerst geglaubt habe mit einer 
Fugensanierung auszukommen, wäre halt nun laut Herrn DI.Irrgeher eine Flächensanierung 
angebracht. 
 
GR.Huber H. fragt, ob man trotzdem grob eruieren könne, wie teuer eine Straßensanierung durch 
Ausbessern der Löcher kommen würde , denn er möchte die Verhältnismäßigkeit wissen. 
 
GR.Püringer betont, dass sich jeder wünschen würde, dass man das Geld hätte, die Straßen mit 
Asfalt zu überziehen, aber leider habe man es nicht. Wenn man die Schäden jetzt so saniere, wie 
besprochen, sei das nur ein Teil. Man müsse sparen und könne nur das machen was möglich sei. 
 
GR.Huber F. ist auch der Meinung, dass man ein Mischverfahren an den Tag bringen müsse wenn 
man Güterweg Reichersberg anschaue und den Knäulberg bis zum Schneider – da denke er, dass 
eine Spritzdecke unbedingt notwendig sei. In Weiterführung müsse man dann sehr genau schauen, 
man müsse eben auch auf das Geld schauen. 
 
Der Vorsitzende lässt über den von GV.Berger gestellten Gegenantrag durch Handheben abstimmen 
und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 17 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Dachs-Machatschek 
   SPÖ-Fraktion: 12  
   FPÖ-Fraktion: 3  
   GRÜNE-Fraktion: 1 Huber H. 
      

Gegen den Antrag 11 Stimmen ÖVP-Fraktion: 10
Schachl, Bauer, Ehrnleitner, 
Gaisbichler, Emeder, Loidl, Roither, 
Moser, Preuner, Dachs 

   GRÜNE-Fraktion: 1 Märzinger 
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen ÖVP-Fraktion: 2 Huber F., Vogel O. 
   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W. 
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22.  Straßenbau 2006  

Straßenbau der geplanten Entlastungsstraße im Bereich des ehem. „Aigner-Areals“;  
Vereinbarung betreffend Grundabtretung und Übernahme der Kosten 

 
BA-Obmann Schachl: 
 Durch die Planungen der Fa. IPB am ehem. Aigner Areal wird es erforderlich, umgehend eine 
entsprechende Aufschließung (Teil der „Entlastungsstraße“) zu errichten. Der geplante 
Lebensmittelmarkt soll bereits im Herbst 2006 eröffnet werden. 
Bei den Verhandlungen mit Hr. Holzinger wurde von diesem die Übernahme der Kosten 
(Grunderwerbssteuer + Grundbucheintragungsgebühr ca. € 800,--) gefordert. Weiters ist eine 
Lärmschutzwand im Zuge des Straßenbaus zu errichten. 
Für die Errichtung der Straße soll ein Übereinkommen mit der Raiba bzw. der Firma IPB 
abgeschlossen werden. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses, die Grunderwerbssteuer u. 
die Grundbucheintragungsgebühr seitens der Marktgemeinde Seewalchen a.A.  zu 
übernehmen. Eine Lärmschutzwand erscheint nicht zweckmäßig. Es soll eine andere 
„Lärmschutzmaßnahme“ ergriffen werden.  

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
23.  Straßenbau 2006  

Straßenbau der geplanten Entlastungsstraße im Bereich des ehem. „Kastinger-Areals“; 
Erweiterung des Bauumfanges, Errichtung einer Linksabbiegespur an der Neißinger Straße. 
Vereinbarung betreffend Grundabtretung und Übernahme der Kosten 

 
BA-Obmann Schachl: 
Im Zuge des Straßenbauauftrages mit der Fa. Lang u. Menhofer wurde ua. die Erschließung des 
neuen Fachmarktzentrums von der Steindorfer Straße bis zum Energie AG Trafo vergeben.  
Die Fa. Müller hat nun Interesse an der vollständigen Errichtung der Aufschließung – durchgehend 
bis zur Neißinger Straße – bekundet.  
Dabei wäre die Errichtung einer Abbiegespur an der Neißinger Straße erforderlich.   
Das Ausmaß der Grundinanspruchnahme wurde vor Ort durch die Straßenmeisterei Seewalchen 
ausgesteckt. Mit dem Grundeigentümer des Grundstücks Nr. 1831/3 wurde bei einer Begehung am 
19.6.06 das Einvernehmen hergestellt. Der Grundabtretung gegen entsprechende Entschädigung 
wird grundsätzlich zugestimmt. Konkret wird dies im Zuge der Grundablöseverhandlungen geklärt 
werden. Die Grundablösekosten werden zur Hälfte von Land und Gemeinde übernommen. Seitens 
der Gemeinde werden die anteiligen Grundeinlösekosten als Projektkosten betrachtet und in das 
Übereinkommen mit der Firma Müller eingerechnet.  
Die Fa. Müller hat die Vorfinanzierung durch ein zinsenloses Darlehen bis 30.6.2007 zugesagt.  
Diese Angelegenheit wurde in der Bauausschuss-Sitzung am 22. Juni 2006 behandelt. 
 
Für die zeitlich dringend notwendige Planung der Abbiegespuren in der Neissingerstrasse bis Trafo 
(Straße zwischen Steindorferstraße und Trafo wird bereits gebaut)  am Kastinger-Areal sowie die 
Straße über das Aigner-Areal bis zum Viadukt soll der Planungsauftrag vergeben werden. Aufgrund 
der vorliegenden Angebote soll der Auftrag für die Grobplanung, Grundeinlöseplan etc. an die Firma 
KMP ZT GmbH, Linz mit einem Auftragswert von ca. € 5.580,- vergeben werden. Diese 
Grundplanung ist auch für die Bebauung des Aigner-Areals notwendig (Fa. IPB hat vor einigen Tagen 
das Bauansuchen gestellt, Straßenführung muss jedoch geändert werden !) Für die Planung ist auch 
eine Geländeaufnahme erforderlich, für die ein Anbot von DI.Ahrer in Höhe von ca. € 4.000,-- vorliegt.  
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Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

a) die Zufahrts- bzw. Entlastungsstraße über das Kastingerareal vollständig auszuführen 
und im Bereich der Einmündung von der Neissingerstrasse eine Abbiegespur zu 
errichten. 

b) die zinsenlose Vorfinanzierung der Firma Müller auf Basis des bestehenden 
Übereinkommens zur Errichtung und Finanzierung der Straße anzunehmen 

 
Der Vorsitzende ergänzt seinen Antrag, dass die Bauabreiten der Abbiegespuren sowie der 
Straße bis zum Trafo von der Firma Lang & Menhofer als Auftragserweiterung zum 
bestehenden Auftrag ausgeführt werden sollen. 

 
 
Der Vorsitzende stellt den Zusatzantrag,  

den Auftrag für die Grobplanung im Lageplan, Grundeinlöseplan, Grundeinlöseverzeichnis, 
Massenermittlung und Kostenschätzung für die Abbiegespuren in der Neissingerstrasse 
sowie Verbindung bis Trafo auf dem Kastinger-Areal  am Kastinger-Areal sowie die Straße 
über das Aigner-Areal bis zum Viadukt an die Firma KMP ZT-GmbH und für die 
Geländeaufnahme an den Geometer DI.Ahrer zu erteilen. 

 
 
AL.Schmidt betont, sollte der Beschluss zustande kommen, dass der zweite Teil der Kastingerareal-
Straße gemacht werde, würde er um eine Auftragserweiterung an die Fa.Lang & Menhofer zu den 
Bedingungen des Hauptauftrages ersuchen, da noch nicht festgelegt worden sei, wer diese Arbeiten 
mache und eine Ausschreibung nicht mehr möglich sei. 
 
GR.Kaniak findet die Geschwindigkeit als ausgesprochen positiv. 
 
GR.Püringer betont, man müsse sich glücklich schätzen, dass es Firmen gebe, die die 
Vorfinanzierung übernehmen, wenn das nicht so wäre, dann würden diese Firmen sich hier nicht 
ansiedeln. Vor 25 Jahren sei man auch so weit gewesen und viele Firmen haben seinerzeit sich nicht 
in Seewalchen angesiedelt weil sie das und jenes nicht von der Gemeinde bekommen haben. 
 
AL.Schmidt betont, die Vorfinanzierung treffe nur das Müller-Areal, ehemaliges Kastingerareal. Die 
Straße, die dann von der Steindorferstraße in das alte Aignerareal führe, komme heuer nicht mehr zur 
Ausführung. Es sei aus verfahrenstechnischen Gründen nicht möglich, die Straße zu errichten und 
auch im Budget sei dafür kein Ansatz vorhanden. Es sei mit der Firma IPB und der RAIBA als 
Grundstückseigentümerin vereinbart worden, die Straße nächstes Jahr zu machen. Die Firma IPB 
habe sich auch schon Gedanken über eine provisorische Zufahrt gemacht. Sollte der BILLA im Herbst 
eröffnet werden, gebe es eine provisorisch asphaltierte Zufahrt für die Kunden. Jedem sei bewusst 
gewesen, dass in der Schnelligkeit eine Straße nicht mehr durchzuführen sei. In der Folge, wenn die 
Straße dann fertig sei, komme dann das Übereinkommen in der nächsten Gemeinderatssitzung mit 
der RAIBA und der Fa. IPB mit einer 50%igen Beteiligung der Straßenerrichtungskosten analog der 
Sache der Firma Müller. 
 
GV.Berger K. fragt, ob sich die Fa.Billa mit Müller geeinigt habe. 
 
AL.Schmidt antwortet, dass er, nachdem die Fa. Billa zugesperrt habe, sofort Herrn Arch.Höller 
angerufen habe. Nach wie vor sei die Fa. Billa Mieterin des Objektes, sie habe nur den Betrieb 
eingestellt. Es sei eine juristische Auseinandersetzung zwischen den Anwälten und es gebe keine 
neue Information des Herrn Arch.Höller, dass dieser Mietvertrag aufgelöst sei. Es wäre schön, wenn 
man bis im Herbst eine Lösung hätte. Hier gehe es um Geld und die Miete, die die Fa. Billa seinerzeit 
gezahlt habe, sei relativ gering gewesen. 
 
Der Vorsitzende lässt über seine gestellten Anträge durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 6.7.2006                                                                               Seite 27 von 35 
 
 
24.  Straßenrecht 

Verordnung eines Halteverbotes in der Hauptstraße im Bereich der Kurzparkzone 
(Fleischhauerei Haydinger) 

 
BA-Obmann Schachl: 
Im Bereich der Hauptstraße wo kürzlich die Kurzparkzone auf die andere Straßenseite verlegt wurde, 
kommt es immer wieder zu Verkehrsproblemen durch parkende bzw. haltende Autos auf der 
gegenüberliegenden Seite der Kurzparkzone. Nach Rücksprache mit der Bezirkshauptmannschaft 
Vöcklabruck wurde empfohlen, gegenüber der Kurzparkzone ein „Halte- u. Parkverbot“ zu verordnen. 
Diese Angelegenheit wurde in der Bauausschuss-Sitzung am 22. Juni 2006 behandelt. Dabei wurde 
keine mehrheitliche Empfehlung abgegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

im gegenständlichen Bereich ein Halte- und Parkverbot zu erlassen und die vorliegende 
Verordnung zu beschließen 

 
GV.Berger betont, das bereits im Bauausschuss so formuliert zu haben, dass die SPÖ keiner Lösung 
mehr zustimmen werde, die irgendwo vielleicht ein kleines Puzzle in einer Gesamtlösung sein könne, 
solange man nicht wisse, wie das Gesamtkonzept ausschauen werde. Aus diesem Grund habe sich 
die SPÖ schon im Bauausschuss gegen diesen Antrag ausgesprochen und werde es auch heute 
wieder tun.  
Er möchte aber auch dazu sagen, dass es 2 Tage später einen Anruf des Herrn Gaisbichler gegeben, 
was ihm sehr gefallen habe, und dieser habe erklärt, dass die Meinungen in der ÖVP auch nicht 
immer ganz einhellig seien und habe um einen Begehungstermin in der Sommerpause gebeten, um 
vielleicht doch im Herbst eine gemeinsame Lösung zu finden, wenn man die auch unter Umständen 
nicht gleich umsetzen könne. Aber die Umsetzung könne nur in einem Gesamtkonzept gehen. Dieser 
Vorschlag werde gerne aufgenommen und man werde bei diesem Termin dabei sein und vielleicht 
komme man ja doch im Herbst zu einer Lösung, die man gemeinsam tragen könne. 
 
Vizebgm.Schachl korrigiert, man habe kein Parkverbot beschlossen, sondern es ergebe sich aus der 
Straßenverkehrsordnung weil eben, wenn nicht 2 Fahrspuren frei bleiben, das Parken auf der 
anderen Seite verboten sei. 
 
GR.Aigner betont, aber es gebe eine Möglichkeit, wo nur eine Farbahnspur frei bleiben müsse. 
 
EM.Bauer F. spricht sich auch gegen ein Halteverbot in diesem Bereich aus, aber nicht aus den 
Gründen, die Herr Berger genannt habe. Er würde auch einer kleinen Lösung zustimmen, wenn sie 
dem Gesamtprojekt näher kommen würde. Er glaube aber, dass es nicht sinnvoll sei, dass man 
weitere Tafeln aufstelle, wenn man ohnehin schon jede Menge Verkehrszeichen habe, die nicht 
kontrolliert werden können.  
Das Parken sei dort ja ohnehin verboten und wenn sich Verkehrsbeschränkungen ergeben, die durch 
ein Halten auf der anderen Straßenseite hervorgerufen werden, so müsse er sagen, er fahre täglich 
nach Seewalchen und müsse dort immer anhalten, um dem Gegenverkehr Vorrang zu geben. Er sei 
einfach gegen die Aufstellung weiterer Verkehrszeichen.  
 
Vizebgm.Eisterer ist erfreut, dass man nun immer wieder durchhöre, dass man doch im Bereich 
unseres Zentrums und überhaupt für Seewalchen ein Verkehrskonzept brauche. Es sei eigentlich 
keine Sitzung vergangen, in der sie nicht immer wieder darauf hingewiesen habe, und sie sei 
sicherlich deswegen auch belächelt worden. Sie glaube aber, es sei sehr ernst und man brauche ein 
Verkehrskonzept und eine Lösung auf Dauer.  
Ihre Vorstellungen gehen immer zu einer Einbahnregelung. Man sollte sich doch Gedanken machen 
und an einen Spezialisten einen Auftrag erteilen, der die ganzen Verkehrsströme analysiert und ein 
Verkehrskonzept entwickelt. Ohne dem gehe es nicht mehr und die Verkehrsdichte werde durch den 
Firmenzuzug noch mehr werden. Sie meine es sei an der Zeit, dass man etwas mache und auch 
Geld dafür budgetiere, damit das dann wirklich fachmännisch durchgeführt werden könne. Sie werde 
sicherlich dieser Lösung mit dem Halteverbot in der Hauptstraße nicht zustimmen, weil es sich immer 
spieße, speziell wenn ein Lastwagen durchfahre. So könne man das nicht lösen. 
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Vizebgm.Schachl betont, wenn mehr Personen hingehen würden und nicht hinfahren, dann wäre das 
Problem wesentlich kleiner. 
 
GR.Kaniak erklärt, dass es immer wieder faszinierend sei, welche er Fassetten hier beim Thema 
Verkehr, Straße, Parkplätze usw. in den letzten 20 Jahren gesehen habe. Frau Eisterer sei da in 
seine Fußstapfen getreten. Er empfinde auch eine Analyse als notwendig. Man müsse schon Geld in 
die Hand nehmen um eine zukunftsträchtige Lösung zu finden.  Er weist darauf hin, dass auch die 
Schilder Geld kosten. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 10 Stimmen ÖVP-Fraktion: 10
Schachl, Ehrnleitner, Gaisbichler, 
Emeder, Loidl, Roither, Huber F., 
Moser, Preuner, Vogel O. 

      
Gegen den Antrag 18 Stimmen ÖVP-Fraktion: 2 Bauer, Dachs 
   SPÖ-Fraktion: 12  
   FPÖ-Fraktion: 3  
   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W. 
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Dachs-Machatschek 
   GRÜNE-Fraktion: 2 Huber H., Märzinger 
 
 
 
 
25.  Berufungsentscheidung 

Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 30. Mai 2006 betreffend Erteilung der 
Baubewilligung für das Bauvorhaben „5 Doppelwohnhäuser  mit Garagen“ auf den 
Grundstücken Nr. 2182/7, 2182/8, 2182/9, 2182/10 u. 2182/11, KG. Seewalchen. 

 
Vizebgm.Schachl: 
Mit Eingabe vom 9. März 2006 wurde die Baubewilligung für das Bauvorhaben „5 Doppelwohnhäuser  
mit Garagen“ auf den Grundstücken Nr. 2182/7, 2182/8, 2182/9, 2182/10 u. 2182/11, KG. 
Seewalchen beantragt. Nach Durchführung der mündlichen Bauverhandlung am 3. Mai 2006 wurde 
die Baubewilligung mit Bescheid des Bürgermeisters vom 30. Mai 2006 erteilt.  
Gegen diesen Bescheid richtet sich die gegenständliche Berufung. Es wurde ein ergänzendes 
Ermittlungsverfahren durchgeführt.  
 
Der Vorsitzende stellt den 1. Antrag, 

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfter Bescheid vom 30. Mai 2006  
2. Gegenständliche Berufung vom 9. Juni 2006 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest den wesentlichen Inhalt des Spruches und der Begründung des vorliegenden 
Bescheidentwurfes vor. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den 2. Antrag, 

die Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 30. Mai 2006, AZ. 131-9/20-2006-
EG/Li abzuweisen und vorliegenden Bescheid zu erlassen.  

 
GR.Aigner versteht zwar Herrn Mileter, aber es bestehe gegen das oö.Baurecht kein Einwand. 
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GV.Gaisbichler betont ebenfalls, dass kein Baurecht verletzt worden sei, weshalb die Berufung 
abzulehnen sei. Trotzdem müsse er sagen, dass es  speziell in der Rosenau passiere, dass es Leute 
bzw. Firmen gebe, die kleinere noch freien Grundflächen aufkaufen und mit einer maximalen 
Bebauung weiter verkaufen. Man habe solche Sachen schon in anderen Regionen gehabt, wo einem 
die Höhe des Objektes nicht gefallen habe und habe das versucht über einen Bebauungsplan zu 
regeln, das heiße die Größe des Grundstückes im Verhältnis zur bebauten Fläche.  
Deswegen sei seine Bitte an den Bauausschuss, das in einer der nächsten Sitzungen im Herbst 
aufzunehmen, dass man sich auch in der Rosenau eine schlüssige Meinung bilde, ob man das wolle, 
dass es so weitergehe, dass Reihenhäuser und Stockhäuser in der Rosenau in ein Ortsbild mit 
Einfamilienhäusern hineingestellt werden. Sei das der Zug der Zeit oder sage man Nein dazu, dann 
brauche man aber auch dringend einen Bebauungsplan für die Rosenau. 
 
Vizebgm.Eisterer möchte sich zur Bauweise selbst nicht äußern, gebe nur zu bedenken, dass die 
verdichtete Bauweise nicht zum besonderen Wohlbefinden der Anrainer beitragen werde. Die 
Straßenbreite sei aber sehr wohl ein Thema für sie. Die Reihenhäuser, die ja eigentlich nur ganz 
kleine Vorgärten haben, weil die Grundstücke schmal und die Verbauung lang sei, werden ihrer 
Meinung nach eher nicht diese 60 cm hineinrücken, sondern man werde schauen, dass man seinen 
Vorgarten in der ursprünglichen Größe beibehalte.  
Jetzt sei die Straße 6 Meter und die Ausfahrten seien schmal. Von der Maria-Theresiastraße wisse 
man, dass zwangsweise in kürzester Zeit Autos auf der Straße stehen werden, wenn die 
Doppelhäuser gebaut werden und dann gebe es die Probleme, dass die Leute aus ihren Garagen 
nicht mehr heraus können, weil alles verparkt sei. Sollte man da nicht im Vorfeld eine Verbesserung 
dahingehend erreichen, dass die Bewohner untereinander nicht gleich am Anfang über die ganze 
Verkehrssituation in negative Diskussionen kommen. 
 
GR.Kaniak betont, es werde hier ein Unbehagen über die Situation dokumentiert, in einem 
angespannten Siedlungsgebiet neue Projekte hinzuzwängen. Die Profis, die hier arbeiten, halten sich 
genau an die gesetzlichen Vorgaben, gehen sogar darüber hinaus mit 2 Stellplätzen, wo nur 1 
notwendig wäre. Er sei der Meinung, dass das nur der Markt regulieren könne. Wenn diese Häuser 
nicht zu verkaufen seien, werden sie nicht gebaut. Man werde, wenn man noch so viele Vorschriften 
mache und den Markt immer mehr einenge nur ein derart umfangreiches Regulathorium haben, das 
in Wirklichkeit an der Marktsituation vorbei gehe.  
 
GR.Vogel O. betont, Reihenhaussiedlungen seien ökologisch und ökonomisch gesehen eigentlich 
das Beste, was uns passieren könne. Man habe in Oberösterreich einen Wahnsinnsverbrauch an 
Grünland mit Einzelhäusern. Dass es Probleme mit den Anrainern geben werde sei klar, er frage nur, 
wie man das Problem lösen könne. Man könne nur den Nahverkehr attraktiver machen. Man sei eine 
der wenigen Gemeinden, wo die Schulen voll seien. Er wisse um die Probleme die verkehrsmäßig 
entstehen aber als Gemeinderat und damit verpflichtet, die Gemeinde wirtschaftlich zu führen, müsse 
er sagen, dass so viele Reihenhäuser wie möglich gebaut werden sollten. Es sei das Beste für die 
Landschaft und auch für die Gemeinde und die Gemeindebürger. 
 
GV.Gaisbichler gibt Herrn Vogel Recht, glaubt aber prinzipiell nicht, dass es der ökologische 
Gedanke sei, dass man möglichst dicht baut, um Ressourcen zu sparen, denn diese Firmen ziehen 
durch das Land und bauen dort, wo der Grundpreis billig sei. Seewalchen hat für die Umgebung sehr 
attraktive Grundpreise, der zwischen 60,-- und 80,--  Euro je nach Lage liege. Dies sei für diese 
Firmen interessant. Gehen die Preise nach oben, seien diese Leute weg und suchen sich ein anderes 
Gebiet. Er wolle diesen Kahlschlag verhindern, wenn es nur um Spekulationen gehe. Er habe nichts 
gegen Reihenhäuser er wünsche sich aber wirklich, dass man sich überlege, ob das überall hinpasse 
oder wolle man das Ortsbild bzw. die Ortsentwicklung lenken. 
 
GV.Berger glaubt auch, dass es an der Zeit sei, zu überlegen, wo man Reihenhaussiedlungen, die 
ökologisch und ökonomisch selbstverständlich eine sehr vernünftige Bauweise darstellen, haben 
wolle. Man habe eine verdichtete Bauweise und trotzdem haben die Hauseigentümer ein eigenes 
Grundstück. Er sei aber nicht davon überzeugt, dass man jetzt überall, wo man Baulücken habe, so 
einzelne Reihenhausanlagen hineinstellen lassen solle. Dies sei aber ein Punkt, den man hier nicht 
klären könne. Jetzt seien in der Rosenau andere Voraussetzungen und deswegen habe man jetzt 
keine Möglichkeit hier für diese Reihenhausanlage anders zu entscheiden.  
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Zur Straßensituation selbst, er habe es sich auch angeschaut und wenn man davon ausgehe, dass 
diese 6 Meter ausgeschieden seien, links und rechts diese 60 cm mit der Einfriedung eingehalten 
werden und er habe sich beim Amtsleiter auch rechtlich noch einmal erkundigt, auch ein Leistenstein, 
der eine Grünfläche abgrenze gegenüber der Straßenfläche, sei bereits Einfriedung und auch hier 
könne man die 60 cm Abstand vorschreiben. Dann sei die Straße durchgehend mit diesen 7,20 m wie 
sie vorne im Endeffekt sich jetzt darstelle, obwohl sie nur mit 6 m ausgeschieden sei in einem gerade 
durch und er meine man habe rechtlich gar keine andere Möglichkeit als dieser Entscheidung 
entsprechend zuzustimmen. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
mehrheitliche  (Stimmenthaltung: Eisterer) Annahme fest. 
 
 
 
 
26.  Aufschließungsbeitrag 

Neuerliche Entscheidung über die Berufung von Anton, Theresia u. Josef Gebetsberger 
betreffend Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag für das Grst.Nr. 1080/1, KG Litzlberg auf 
Grund der Vorstellungsentscheidung des Amtes der Oö. Landesregierung  
 

Vizebgm.Schachl: 
Mit dem Raumordnungsgesetz 1994 wurden die Gemeinden verpflichtet, dem Eigentümer eines 
Grundstückes oder Grundstücksteiles, das im rechtswirksamen Flächenwidmungsplan als Bauland 
gewidmet, jedoch nicht bebaut ist, einen Aufschließungsbeitrag vorzuschreiben.  
Auf Grund dessen wurden die Bescheide des Bürgermeisters vom 18.10.2005 über die 
Vorschreibung des Aufschließungsbeitrages für die Kanalisationsanlage und die öffentliche 
Verkehrsfläche erlassen.  
 
Mit Eingabe vom 13.11.2005  wurde ein Ausnahmeantrag gemäß § 27 Oö. ROG 1994 idgF. gestellt.  
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 3.1.2006 wurde der Antrag aus Ausnahme vom 
Aufschließungsbeitrag abgewiesen. Die gegen diesen Bescheid fristgerecht eingebrachte Berufung 
wurde vom Gemeinderat als Behörde II.Instanz in der Sitzung am 30.3.2006 wegen Widerspruchs 
gegen das Örtliche Entwicklungskonzept abgewiesen. 
Gegen diese Abweisung erhoben die Antragsteller das ordentliche Rechtsmittel der Vorstellung.  
Der Vorstellung des Anton und der Theresia Gebetsberger wurde Folge gegeben und der 
angefochtene Bescheid des Gemeinderates aufgehoben und zur neuerlichen Entscheidung 
zurückverwiesen. Die Vorstellung des Josef Gebetsberger wurde als unzulässig zurückgewiesen. 
 
In der Begründung der Vorstellungsentscheidung verwies die Aufsichtsbehörde vor allem darauf, 
dass die Berufungsbehörde eine nähere Begründung schuldig geblieben ist, warum gerade die 
Nichtbebauung den Zielen des ÖEK widerspricht. Es bedürfe hiezu einer weiterreichenden Prüfung 
durch die Gemeinde. Die Begründung habe Gründe zu enthalten, warum die Ausnahme vom 
Aufschließungsbeitrag unter Berücksichtigung der tatsächlichen Bebauungssituation einer geordneten 
Siedlungsentwicklung entgegensteht.  
 
Da bereits im Berufungsbescheid ein Widerspruch zum ÖEK betreffend Abweisung des 
Ausnahmeantrages eingehend geprüft wurde, besonders das Entgegenstehen einer geordneten 
Siedlungsentwicklung, und sich sachlich keine neuen Fakten ergeben haben, ist dem Antrag auf 
Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag stattzugeben. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den 1. Antrag, 

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfter Bescheid vom 3.1.2006 
2. Gegenständliche Berufung vom 16.1.2006 
3. Vorstellungsentscheidung des Landes OÖ vom 22.5.2006 
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Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest den wesentlichen Inhalt des Spruches und der Begründung des vorliegenden 
Bescheidentwurfes vor. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den 2. Antrag, 

a) der Berufung des Herrn Anton Gebetsberger und der Frau Theresia Gebetsberger  
gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 3.1.2006, Zl. 031/12-14/2004-KS teilweise 
stattzugeben und die Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag für das Grst.Nr. 1080/1, KG 
Litzlberg zu erteilen   

 
b) die Berufung des Herrn Josef Gebetsberger mangels Rechtsmittellegitimation 

zurückzuweisen und vorliegenden Bescheid zu erlassen. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
27.  Aufschließungsbeitrag 

Neuerliche Entscheidung über die Berufung des Hrn. Wolfgang Fürthauer vom 18. November 
2005 betreffend Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag für das Grundstück 324/1 KG Litzlberg 
auf Grund der Vorstellungsentscheidung des Amtes der Oö. Landesregierung vom 26.04.2006. 

 
Vizebgm.Schachl: 
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 25. Oktober 2005 wurde der Antrag auf Ausnahme vom 
Aufschließungsbeitrag für das Grundstück Nr. 324/1, KG Litzlberg von Hrn. Wolfgang Fürthauer, 
Haining 5 abgewiesen. Die dagegen eingebrachte Berufung wurde vom Gemeinderat in seiner 
Sitzung am 9. Februar 2006 abgewiesen.  
Der dagegen eingebrachten Vorstellung wurde mit Bescheid des Amtes d. Oö. Landesregierung vom 
26. April 2006 Folge gegeben und der Bescheid des Gemeinderates vom 10. Februar 2006 
aufgehoben und zur neuerlichen Entscheidung an den Gemeinderat verwiesen.  
Zwischenzeitlich wurde vom Bezirksbauamt Gmunden ein Gutachten erstellt, wonach das 
gegenständliche Gebiet nicht als „geschlossen bebautes Gebiet“ im Sinne des § 2 Abs. 1 Ziff. Oö. 
BauTG, LGBl. Nr. 67/1994 idgf. angesehen wird. 
Gegen des Bescheid des Amtes d. Oö. Landesregierung war  kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. 
Die Marktgemeinde Seewalchen hätte jedoch innerhalb von 6 Wochen eine Beschwerde an den 
Verwaltungs- und/oder Verfassungsgerichtshof einbringen können. 
Der Gemeindevorstand sprach sich jedoch in seiner Sitzung vom 08.06.2006 dagegen aus. 
 
Der Vorsitzende stellt den 1. Antrag, 

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfter Bescheid vom 25. Oktober 2005 
2. Gegenständliche Berufung vom 18. November 2005 
3. Vorstellungsentscheidung vom 26.4.2006 

 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest den wesentlichen Inhalt des Spruches und der Begründung des vorliegenden 
Bescheidentwurfes vor. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den 2. Antrag, 

der gegenständlichen Berufung statt zu geben und die Ausnahmebewilligung zu erteilen.  
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GR.Hackl freut sich, dass das Land eigentlich seinen Argumenten gefolgt sei, die er bei der 
vorvorletzten Gemeinderatssitzung bekannt gegeben habe und eigentlich im Sinne der Landwirte 
entschieden habe. 
  
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1   
Promenade 

Neuerliche Beratung betreffend Parkmöglichkeit auf der Promenade für die Wasserrettung 
 
Die Österreichische Wasser-Rettung, Ortsstelle Seewalchen hat mit Eingabe vom 27.6.2006 ein 
neuerliches Ansuchen um Zufahrt und Parkmöglichkeit für einen PKW der Ortsstelle Seewalchen der 
Wasserrettung eingebracht. 
Von der Polizeiinspektion Schörfling langte in dieser Angelegenheit ebenfalls ein Schreiben ein.  
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

folgende Änderungen der gegenständlichen Gemeinderatsbeschlüsse zu beschließen: 
 

1. Reservierung und Kennzeichnung eines Parkplatzes im südöstlichen Bereich neben der 
Bootsvermietung für die Wasserrettung. Die Zufahrt muss zwischen dem Objekt 
Atterseestraße 39 a) und dem Strandbadparkplatz erfolgen.  

 
2. 1 Schlüssel für den Poller vor dem Objekt Schramek an die Wasserrettung  auszugeben  

 
GR.Kritzinger verlässt den Sitzungsraum und nimmt nicht an der Abstimmung teil. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 10
Eisterer, Berger K., Baran, Mayr, 
Mayrhofer, Naderhirn, Haller, 
Födinger, Püringer, Aigner 

   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W. 
      
Gegen den Antrag 4 Stimmen SPÖ-Fraktion: 1 Stallinger 
   FPÖ-Fraktion: 3  
      
Stimmenthaltungen 2 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 2 Huber H., Märzinger 
 
 
 
AL .Schmidt erwähnt bezüglich Pollerschlüssel in der Promenade, dass es einen Beschluss gebe, 
dass der Pächter des Strandbadbuffets einen Schlüssel für den Poller erhalte. Leider habe man 
feststellen müssen, dass der Poller fast immer offen gestanden sei. Nach mehreren Aufforderungen 
sei es seitens des Amtes nicht gelungen, den Pächter zu bewegen, dass der Poller geschlossen 
bleibt. Letzten Dienstag sei „Krisensitzung“ gewesen und am Mittwoch war wieder alles offen. Er habe 
den Schlüssel eingezogen und eigentlich gegen den Gemeinderatsbeschluss gehandelt. Er habe 
Vizebgm.Schachl ersucht, dies heute zum Thema zu machen. Er möchte aber mitteilen, dass das mit 
der Firma Jowiland als Pächter überhaupt nicht funktioniere.  
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Vizebgm.Schachl versteht die Verärgerung des Amtsleiters, der einerseits achten müsse, dass 
Gemeinderatsbeschlüsse umgesetzt werden, auf der anderen Seite sei es auch ein Problem für die 
Firma, wenn die Anlieferungen nicht entsprechend erfolgen können. Er schlage vor, probeweise der 
Fa.Jowiland den Schlüssel 2 Wochen wieder auszuhändigen und den entsprechenden Beschluss 
regelmäßig zu überprüfen und wenn es weiterhin Probleme geben sollte, das Amt zu ermächtigen 
den Schlüssel für heuer endgültig einzuziehen. 
 
Dies wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2  
Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung 16  
Endgültige Beschlussfassung 
Umwidmung des Grundstücks Nr. 2049/1 sowie von Teilflächen der Grundstücke Nr. 2048 u. 2949/2, 
KG. Seewalchen von „Bauland-Mischgebiet“ in „Bauland-Kerngebiet“. Antrag der Raiffeisenbank 
Attersee Nord GmbH, Marktplatz 3, 4861 Schörfling; Grundsatzbeschluss vom 30. März 2006 
 
Mit Eingabe vom 10. März 2006 wurde die Änderung des Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 
beantragt. Das Grundstück Nr. 2049/1 soll von Bauland „Mischgebiet“ in Bauland „Kerngebiet“ 
umgewidmet werden. Im Zuge des Neubaues auf dem Grundstück Nr. 2049/1, KG Seewalchen sollen 
Geschäftsflächen in einem Ausmaß von ca. 750 m² errichtet werden. Dieses Ausmaß wäre nach den 
Bestimmungen des Oö. ROG im Mischgebiet nicht zulässig.  
 
Der Ortsplaner hat mit Schreiben vom 15. März 2006 eine fachliche Stellungnahme abgegeben. Vom 
Standpunkt der Ortsplanung wird diese Widmungsänderung befürwortet. Die Errichtung des 
angesprochenen Projektes stellt eine sehr positive Maßnahme dar.  
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 30. März 2006 den Grundsatzbeschluss für die 
Umwidmung gefasst. Das Verfahren gem. den Bestimmungen des Oö. ROG wurde eingeleitet. Es 
wurden keine Einwendungen vorgebracht. Gemäß der Stellungnahme der Abteilung 
Straßenerhaltung u. –betrieb beim Amt d. Oö. Landesregierung hat die Verkehrsaufschließung über 
die bestehende und geringfügig zu verlegende Zufahrt, die bei km 7,547, rechts im Sinne der 
Kilometrierung, der B151 Attersee Straße neu zu situieren ist, zu erfolgen. Ein zusätzlicher direkter 
Anschluss an die Landesstraße wird keinesfalls gestattet. Sollte es das Verkehrsaufkommen in 
Hinkunft erfordern, sind zur Ausschaltung von Behinderungen für die Verkehrsteilnehmer auf der 
Landesstraße vom Antragsteller der gegenständlichen Bewilligung die erforderlichen Maßnahmen 
vorzusehen. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

der Umwidmung des Grundstücks Nr. 2049/1 sowie von Teilflächen der Grundstücke Nr.2048 
u. 2949/2, KG. Seewalchen von „Bauland-Mischgebiet“ in „Bauland-Kerngebiet“ zuzu-
stimmen. Von der Antragstellerin ist zu erklären, dass die Stellungnahme der Abteilung 
Straßenerhaltung und –betrieb zustimmend zur Kenntnis genommen wird.  

 
GR.Huber H. fragt warum er bis zur Grundgrenze dürfe, denn normalerweise gebe in der Bauordnung 
bei Wohngebäuden einen Abstand von 3 Meter. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass man deswegen einen Bebauungsplan mache. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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Dringlichkeitsantrag Nr. 3 des Bürgermeisters 29.6.2006  
 
Bebauungsplan Nr. 53 „Gollhammer“  
Erstellung eines Bebauungsplanes im Bereich Seyrlstraße, Kapellenweg (Altmann-Gründe). Antrag 
der Fa. Gollhammer Keramik GmbH, 4840 Vöcklabruck; Grundsatzbeschluss vom 30. März 2006 
 
Mit Eingabe vom 13. März 2006 wurde die Erstellung eines Bebauungsplanes im Bereich Seyrlstraße, 
Kapellenweg durch die Fa. Gollhammer Keramik GmbH aus Vöcklabruck beantragt. Die 
Grundeigentümer, die Fam. Altmann Anton u. Franziska, Kapellenweg 7, beabsichtigen, das Objekt 
Kapellenweg 7 und eine angrenzende Teilfläche zu verkaufen. In diesem Objekt soll der Betrieb der 
Fa. Gollhammer Keramik GmbH untergebracht werden.  
Es liegt ein Teilungsplan des Geometers DI Karel aus Vöcklabruck mit Datum vom 28.4.2005, GZ. 
10898b vor. Dieser Plan sieht einen Abbruch des Objektes Kapellenweg 7 vor. Da nun das Objekt 
erhalten werden soll, sind die Grenzabstände zur geplanten Aufschließungsstraße (Grundstück Nr. 
2005/10) zu gering. Weiters können die Teilflächen 4 und 15 der Vermessungsurkunde nicht in das 
öffentl. Gut abgetreten werden. Um den Bestand des Objektes in einem geringeren Abstand als 3 m 
zur Nachbargrundgrenze genehmigungsfähig zu machen, ist die Erstellung eines Bebauungsplanes 
erforderlich.  
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 30. März 2006 den Grundsatzbeschluss für den 
gegenständlichen Bebauungsplan gefasst.  
Das Verfahren gem. den Bestimmungen des Oö. ROG wurde eingeleitet.  
 
Die Wirtschaftskammer Oberösterreich und das Amt d. Oö. Landesregierung haben eine positive 
Stellungnahme abgegeben.  
Der Anrainer Josef Frickh hat mit Eingabe vom 22. Mai  2006 Anregungen hinsichtlich der 
verkehrsmäßigen Erschließung der Fa. Gollhammer gemacht. (Halte- u. Parkverbot in der 
Seyrlstraße, Vermeidung der Verkehrsführung über den Kapellenweg) 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

den vorliegenden Bebauungsplan Nr. 53 „Gollhammer-Keramik“ zu beschließen.  
Zu der Eingabe des Nachbarn Frick wird festgestellt, dass eine Aufschließung über den 
Kapellenweg aufgrund der engen Straßenverhältnisse nicht erfolgen kann.  

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
28.  Allfälliges 
 
 
a) GV. Gaisbichler betont, dass der aufliegende Terminkalender einen Fehler habe, denn das 

Ferienabschlussfest finde am Freitag, den 8. September zwischen 16.00 und 18.00 Uhr statt und 
nicht am 9.September.  

 
 
b) GR.Vogel O. gratuliert erfreut, dass die Angelegenheit Fiausch und Parkmöglichkeit in der 

Promenade so schnell abgehandelt worden sei. 
 
c) GR.Püringer erklärt, dass in Seewalchen Richtung Steindorf viel Asphalt abgefräst worden sei, was 

schon wochenlang her sei, weshalb er wissen möchte, wann da wieder zugemacht werde. Das 
Fräsgut sei nach Kemating gekommen und er möchte betonen, das dort auf dieser Straße das 
Material sinnlos sei. Man habe kein Geld und müsse überall sparen und man hätte mindestens 10 
Schotterstraßen im Siedlungsgebiet wo Bürger wohnen, wo man das brauchen hätte können. Das 
schlimmste Teilstück sei die Straße nach Neißing wo Frau Wixinger wohne. 
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Vizebgm.Schachl antwortet, dass noch etliche Tonnen Fräsgut anfallen, über deren Verwendung 
noch nicht gesprochen worden sei. Eigentlich sollte das Fräsgut zum Ursprungweg kommen, aber 
die Vorarbeiten konnten in der Kürze nicht erledigt werden. Das weiter anfallende Fräsgut werde 
deponiert und dann werden entsprechende Wünsche berücksichtigt. 

 
d) EM.Bauer fragt bezüglich Förderrichtlinien für die Schaffung von Arbeitsplätzen wie oder in 

welchem Zeitraum werde ein Förderungswerber verständigt ob er eine Förderung bekomme oder 
nicht.                                                                                                                                                 
Der Amtsleiter betont, er müsse einen Antrag stellen, das komme zum Gemeindevorstand und 
dann bekomme er Bescheid. 

 
 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 11.5.2006 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um  21:50 Uhr.  
 
 
 
        Der Schriftführer:                            Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   
       (AL.Hans Schmidt)                           (Vizebgm. Johann Schachl) 
 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                    Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................          ........................................................ 
   (Vizebgm.Gertraud Eisterer)                (GV.Stefan Gaisbichler) 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                    Für die GRÜNE-Fraktion:      
     

 
........................................................          ........................................................       

(GR. Ing. Heinz Hackl)                    (GR. Wolfgang Vogel)          
   

 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 5.10.2006 keine Einwendungen erhoben wurden.  
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 


